C 10190 6.9.1999 


Preis: 3,00 DM 


GE SEEEEEEEESEELESEEEELESERESSESESEESSEEEEESSEPEEESSEEEESEEESELDEEPELESSSEELEELELESLEETERD 


EEEELEEELEELESEEELELEEEELEEEEEEEELESEELLEELEEEELLEEELELEEELEEELEELEIELELELEELEEEEEEEEELEEELLEEEEESEESEELLESEEEEEEE, 


SELEEELEESSSEEEESLLEEEEELSELELESESLSELEEEP 


Grußadresse von Mumia Abu-Jamal an die Demonstration zur | 
Unterstützung der puertoricanischen politischen Gefangene am 24] 


16. August 1999 


„LIBERTAD PARA LOS PRESOS PO- 
LITICOS DE PUERTO-RIQUENO | 


Y LIBERTAD PARA TODO 
LOS PRESOS POLITICOS ! 


On the Move! 
So wie im Falle 
der gefangenen 
Kämpfer des Af- 
rican National 
Congress wäh- 
rend des Höhe- 
punktes der An- 
ti-Apartheids- 
bewegung ver- 
langt der Unter- 
e sc drückerstaat 
auch von den gefangenen puertoricani- 
schen Freiheitskämpfern, „Gewaltlosigkeit“ 
zu schwören. Gezwungen, wegen der wach- 
senden Freiheitsbewegung in den USA wie 
auch im Ausland, ihre Freilassung in Wr- 
wägung zu ziehen, bietet der Staat, der be- 
hauptet, das Gewaltmonopolzu besitzen, 
die Freiheit als Belohnung an, sollten die 
Unterdrückten der „Gewalt“ abschwören. 

Die Forderung muß, wie bei Rafael Can- 
cel Miranda, Oscar Collazo und Irving Flo- 
res, heißen: bedingungslose Freilassung! 
Freiheit bedeutet Freiheit, oder es bedeutet 
gar nichts! Der große verstorbene schwarze 
Nationalist Malcolm X lehrte uns, daß es ein 
bißchen Freiheit nicht gibt. Fin bißchen 
Freiheit, das ist genau so dumpf wie ein 
bißchen schwanger! Das Gleiche für mis 
hermanos y hermanas de PuertoRiqueno! 
Die volle Freiheit! Für uns alle! On a Move! 
Mumia Abu-Jamal 


Die Bilder zeigen ein Plakat bzw. eine Aktion 
vor dem US-Konsulat in Hamburgam 12. Ok- 
tober 1991 anläßlich des „Tages der puertori- 
canischen Kriegsgefangenen“ 


Noch ein Strafbericht ... 
wegen Rappen! 


Von Mumia Abu-Jamal 


Nachdem ich es die ganze Woche über ver- 
sucht hatte, kam am Donnerstag, den 12. Au- 
gust 1999, das Telefonat zustande: mit Amy 
Goodman, Moderatorin des hochgelobten 
Nachrichtenmagazins „Demokratie Jetzt“ 
beim Radio Pacifica, das von WBAI-FM in 
New York ausgestrahlt wird und über das 
Netzwerk landesweit. Ich war aufgeregt, sie 
zu erreichen, und da ihr Thema das Gerücht 
über die anstehende Freilassung der puerto- 
ricanischen Freiheitskämpfer und politi- 
schen Gefangenen war, war es der ideale An- 
laß, Solidarität mit den mutigen und über- 
zeugten puertoricanischen Freiheitskämp- 
fern auszudrücken, die während ihrer Ge- 
fangenschaft unter ihren amerikanischen 
Kolonisatoren enorm gelitten haben. Nach- 
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dem sie mit Angehörigen der Independenti- 
stas gesprochen hatte, erklärte Amy ihren 
Zuhörer sie, habe einen Gast (mich) an der 
Strippe, der vielleicht seine Ansichten zur 
Debatte darlegen könnte. Es lief in etwa so 
ab: 


AG [Am Goodman]: Nach einigen Schwierig- 
keiten haben wir aus einem Staatsgefängnis 
in Pennsylvania unseren Gast Mumia Abu-Ja- 
mal am Apparat, der wegen Mordes an dem 
Philadelphia Polizisten Daniel Faulkner in 
1981 verurteilt wurde; in einem Gerichtsver- 
fahren, das von vielen als verfassungswidrig 
und sonstwie fehlerhaft verurteilt wurde ... 
Mumia, willkommen bei Demokratie Jetzt. 
MAJ: Danke Amy, es freut mich, bei euch von 
Demokratie Jetzt dabei zu sein 


AG: Nun, Mumia, ich bin mir sicher, daß du 
schon über das Thema unserer heutigen Sen- 
dung gehört hast; die anstehende Freilassung 
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‘bestimmten Bedingungen ... hast du gehört? 
‘MAJ: Ja, eigentlich, ich sah irgendwas im 
| Fernsehen darüber, und meine Meinung da- 
-zu ist folgendes Nach der Verfassung hat je- 
‘der das Recht der Versammlungsfreiheit. Für 
‘diese Brüder und Schwestern ist Freiheit ei- 
‚ gentlich keine Freiheit, oder? Zuerst möch- 
‘te ich sagen: Libertad para los presos politi- 
‘cos de Puertoriqueno! „Ja, Freiheit für alle 
‚puertoricanischen politischen Gefange- 
nen!“ Ja! Wir sind dafür! Aber nach den Plä- 
nen der US-Regierung werden sie nur quasi 
' frei sein; es wird ihnen nicht erlaubt, sich 
zu treffen, also ist ihre Versammlungs- 
freiheit außer Kraft gesetzt. Außerdem, 
eine der Bedingungen, die die Regierung 
ihnen auferlegte, daß sie der „Gewalt ab- 
sagen“. Nun, Amy — kommt dir das nicht 
bekannt vor? Wenn wir die neuere Welt- 
geschichte betrachten, sehen wir, daß die 
Rassistenregierung Südafrikas genau dies 
von Nelson Mandela und den andere 
ANC-Gefangenen forderte ... 


In diesem Moment wurde mein Anruf un- 
terbrochen. Fin Schließer hatte den Te- 
lefonstecker rausgezogen. Fin zweiter 
tauchte an der Zellentür auf und brüllte: 
„Dieses Telefonat ist beendet“. Ich ver- 
langte eine Begründung, und er antwor- 
tete: „Der Befehl kommt von ganz oben!“ 
Sofort fragte ich seinen Vorgesetzten, der 
daneben stand und zusah: „Sergeant! 
Woher kommt dieser Befehl?“ 

Er zuckte die Achseln und antwortete: 
„Keine Ahnung. Wir bekamen einen An- 
ruf, daß wir dich unterbrechen sollen ...“ 

Die Antwort kam am nächsten Tag in 
der Form eines Strafberichts — #A69958 
in dem mir eine Klasse-I-Regelverlet- 
zung vorgeworfen wurde: unerlaubte Be- 
nutzung von Post oder Telefon. In dem 
Bericht werden die folgendeVerletzungen 
der Gefängnisregeln aufgeführt: 


Am 12. August 1999 um 09 Uhr 36 Mi- 
nuten rief Insasse Jamal das Nachrich- 
tenprogramm namens Demokratie Jetzt 
beim Radiosender Pacifica an. DC-ADM 
009 Pressekontakte legt fest, daß Anfra- 
gen der Presse bezüglich Interviews mit 
Insassen nach Ermessen der Gefängnis- 
leitung genehmigt werden können. Der 
Insasse Jamal hat keine Interviewgeneh- 
migung beantragt. Außerdem setzte der 
Insasse Jamal einen Journalisten auf sei- 
‚ne IPIN-Liste, wohl wissend, daß dieser ein 
‘Journalist ist. Dies bestätigen die Doku- 
mente im Anhang. Darüber hinaus legt DC 
ADM 6.5.8 fest, daß jede Kommunikation 
zwischen Gefangenen, die wegen Kapital- 
; verbrechen verurteilt wurden, und Medien 
¿den Regeln der Besuchs- und Telefonprivi- 
\legien der Gefängnisbehörde und der Ge- 
‚ fängnisleitung unterliegen. Telefonate sind 
‚ein Privileg. Da Insasse Jamal von der Ge- 
 fängnisleitung keine Genehmigung zum In- 
;terview und Gespräch mit Medien beantragt 
| hatte, wurde sein Telefonat nach 11 Minu- 
ten beendet. 
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Philadelphia im Juli: Solidaritätsaktion 
mit Mumia 


Dieser Strafbericht wurde von einem 
Lieutenant und einem Captain unterzeich- 
net. 

Um diesen Strafbericht zu erwirken, muß- 
ten hohe Beamte ihre eigene Regeln igno- 
rieren, z.B. DC-ADM 009-1 vom 11. Nov. 
1996, welche festlegt: 

Pressemedien sind die gleiche Zugangs- 
möglichkeiten zu spezifischen Gefangene 
zu gewähren wie zur breiten Öffentlichkeit. 
Es bedarf keiner Sonderregelung für Inter- 
views der Nachrichtenmedien mit Insassen. 
Jede Kommunikation zwischen spezifischen 
Insassen und den Medien sollten gemäß 
DC-ADM 812 (Insassenbesuchprivilegen) 
und DC-ADM 818  (Insassentelefona- 
te)...[d] erfolgen. Sollte ein Insasse mit ei- 
nem Medienvertreter per Telefon zu spre- 
chen wünschen, dann ist er für das Zustan- 
dekommen des Telefonats verantwortlich, 
unter Berücksichtigung der in DC-ADM 
818 festgelegten Richtlinien. 

Es gibt Regeln — und es gibt Regeln, so 
scheint’s, besonders wenn der Staat es mit 
Mumia Abu-Jamal zu tun hat. In diesem Fall 
verpaßt mir die Gefängnisbehörde einen 
Strafbericht nach einer Regel, die es nicht 
mehr gibt! Aber seit wann waren für korrup- 
te Bürokratien, die den lauen Winden ihrer 
politischen Herren folgen, Regeln ein Hin- 
dernis? 

Ganz klar, hier wird nicht nach ‚Regeln’ ge- 
arbeitet: Es arbeitet die Ausführende politi- 
sche Macht des Staates, um einen Gefange- 
en zu zensieren, den sie noch mal zum 
Schweigen bringen wollen. Aber wie vorher, 
es funktioniert nicht. Ich danke Amy und ih- 
re leidenschaftlich politisch erfahrenen 
Zuhörer von „Demokratie Jetzt“ für die 
wunderbare Möglichkeit, Solidarität zu zei- 
gen. 

Ihr hört weiter zu... 
pen! 

[8/14/99] copyright 1999 Mumia Abu-Jamal. 
(Ubersetzung: C.) 


Ich werde weiter rap- 


Polizei greift Solidarität an 
Die FOP-Kampagne 
für Hinrichtung 


Seit über 17 Jahren sitzt Mumia Abu-Jamal 
im Todestrakt wegen des angeblichen Mordes 
an dem Polizisten Daniel Faulkner in 1981, 
und seit über 17 Jahren fordern die rechtsra- 
dikale Polizeivereinigung Fraternal Order of 
Police (FOP) und andere Polizeiorganisatio- 
nen und Verbündete seine Hinrichtung und 
unterlassen nichts, um die öffentliche Mei- 
nung dahingehend zu beeinflussen, daß Mu- 
mia schuldig ist und hingerichtet werden soll- 
te. 

Die internationale Kampagne für das Le- 
ben und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal 
hat offensichtlich große Unruhe bei der FOP 
ausgelöst, jede Solidaritätsaktion wird auf 
Massivste angegriffen. Im Januar versuchte 
die Polizei, ein großes Benefizkonzert inter- 
national bekannter Musikgruppen verbieten 
zu lassen, als sich dies nicht durchsetzen ließ, 
erklärte sie, keinen Sicherheitsdienst stellen 
zu wollen, und forderte die Öffentlichkeit 
zum Konzertboykott auf. Den Sicherheits- 
dienst mußte sie stellen, den Konzertbesu- 
chern wünschte Ed Costello, Präsident der 
FOP daß im Falle eines Unfallnotrufs die an- 
rückende Polizisten „den Verkehrsampelre- 
geln beachten“. Es gab keinen Unfall, und das 
Konzert war mit etwa 22.000 Besuchern aus- 
verkauft. 

Knapp ein Monat später drohte die New 
Yorker Polizei einer Solidaritätsveranstaltung 
mit einer Gegendemonstration, und hetzte: 
„Dieses Ungeziefer (Mumia) zu feiern, ist als 
ob man aufs Grab jedes in diesem Land getö- 
teten Polizisten spucken würde“. Es kamen 
über 1.700 Menschen zur überfüllten Veran- 
staltung, zur Gegendemonstration knapp 50. 

Nur Tage vor der Demonstration am 24. 
April in Philadelphia versuchte die Stadtver- 


waltung, die Demonstration quasi zu verbie- 
ten. Fine große internationale Fon-, Fax- und 
E-mail-Protestaktion zwang die Behörden, 
die Teilnehmerbegrenzung am Demonstrati- 
onszug auf 500 zurückzuziehen. Zu der größ- 
ten Demonstration für Mumia überhaupt, die 
auch gleichzeitig die größte Demonstration 
für einen politischen Gefangen seit über 30 
Jahren war, kamen fast 30.000 Menschen. Am 
Abend zuvor erklärte die FOP große leile der 
Stadt zur „Mumia-freien-Zone“ und das Tra- 
sen von Buttons, T-Shirts etc. mit Mumias 
Konterfei drauf oder das Verteilen von Flug- 
blättern u.ä. für unerwünscht. Der Anlaß war 
eine von der FOP organisierte Gegenveran- 
staltung, ein Gedenkessen für Faulkner, zu 
dem über 800 Leute vorwiegend aus Polizei-, 
Justiz- und Politikkreisen 100 Dollar Eintritt 
zahlten, u.a. Bürgermeister Ed Rendell. Der 
Erlös dieser Veranstaltung floß an die FOP- 
Tarnorganisation „Gerechtigkeit für Daniel 
Faulkner“, und zwar zur Finanzierung von u.a. 
Zeitungsanzeigen, ähnlich der von 14.6.98 in 
der New York Times, die ganz unverblümt die 
Hinrichtung Mumias forderte. Eine solche 
Anzeige kostet etwa $50.000. 

Als Mumia von Evergreen State College, 
Washington, als Eihrenredner bei der dies- 
jährigen Diplomverleihung in Juni eingela- 
den wurde, gab es eine Welle der Empörung 
seitens Polizeiorganisationen und einiger Po- 
litiker, die eine Rücknahme der Einladung for- 
derten. Die FOP-Iarnorganisation, der die 
Witwe Faulkners vorsteht, gab mehrere 
großen Anzeigen in den Lokalzeitungen auf 
und Gouverneur Locke (ein ehemaliger 
Staatsanwalt und 'Todesstrafenbefürworter), 
der auch als Eihrenredner eingeladen war, 
beugte sich dem Druck der Polizei und nahm 
seine Zusage zurück. Die Universitätsleitung 
aber beugte sich den Druck der Polizei nicht 
und schrieb in einem von Fakultätsmitglie- 
dern und Angestellten unterzeichneten öf- 
fentlichen Brief an die FOP und Witwe Faul- 
kner: „Abu-Mumia ist ein 'verurteilter cop- 
killer in dem Sinne, wie Nelson Mandela ein 
‘verurteilter Terrorist” war“. Außerdem wei- 
gerte Evergreen Maureen Faulkner das Rede- 
recht bei der Verleihung. Vor 8.000 aufmerk- 
samen Zuhörern, davon mehr als 1.200 Stu- 
denten, wurde Mumias Redebeitrag von Band 
abgespielt, etwa 15 Studenten verließen den 
Saal, und weitere 25 drehten sich aus Protest 
um. 

Im Juli spielte dann die Kill-Mumia-Ma- 
schinerie ihr As aus. Philip Bloch, ein ehema- 
lige ehrenamtliches Mitglied einer staatlichen 
Gefangenenbetreuungsorganisation, be- 
hauptete, Mumia habe ihm während eines 
Gespräches im Winter ‘92 gestanden, Faul- 
kner erschossen zu haben. Es wurde schnell 
klar, daß diese Karte gezinkt war. Es ist nun 
bewiesen worden, daß Bloch seine Gefäng- 
niszugangsberechtigung 1991 verlor und daß 
er zur Zeit des angeblichen Gespräches nicht 
auf Mumias Besucherliste stand. Es ist außer- 
dem bewiesen worden, daß er Jahre später ein- 
deutig nicht von Mumias Schuld, trotz „Ge- 
ständnis“ überzeugt war (siche letzte Ausga- 
be und die Meldung in dieser Ausgabe). 


Nachdem Drohungen und Lügen die Kam- 
pagne für das Leben und die Freiheit Mumia 
Abu-Jamals nicht beeindruckten, wird nun 
die ökonomische Keule rausgeholt. 


FOP-Boykottkampagne 


In einer Presseerklärung mit der Überschrift 
„KO. greift Unterstützer von verurteilten 
Bullenmörder an“ gab die FOP am 11. August 
‘99 den Boykott von Individuen und Firmen 
bekannt, die Mumia unterstützen, bekannt. 
Außerdem plant die FOP, eine aktualisierte 
Liste der Boykottierten auf ihrer Homepage 
zu führen. G.G. Gallegos, Präsident der FOB 
sagte: „Wir wollen unseren Mitgliedern und 
der Offentlichkeit Zugang zu der Informati- 
on schaffen, die sie brauchen, um die Unter- 
stützer dieses Bullenmörders ökonomisch zu 
bestrafen.“ „Hier geht es um Recht und Un- 
gerecht,“ sagte er. „Es ist ungerecht, Firmen 
und Individuen, Profite aus dem Mord an ei- 
nem Beamten ziehen zu lassen, der das höch- 
ste Opfer erbrachte, um die Bürger seiner 
Stadt zu schützen. Und wir werden nicht ru- 
hen, bis Abu-Jamal in der Hölle schmort.“ 
Postwendend kam eine Antwort von Inter- 
national Concerned Family and Friends of 
Mumia Abu-Jamal. Pam Africa sagte in ihrer 
unnachahmlichen Art: „Dieser neuerliche 
lächerliche Nonsens, den die FOP von sich 
gab, ... ist schon wieder ein weiterer Versuch 
der Polizei, Menschen (Geschäftsleuten wie 
allgemein) zu drohen, sie einzuschüchtern 
und letztendlich zu nötigen, unsere Unter- 
stützung für Mumia einzustellen ... Sie be- 
haupten, ihr Ziel sei Gerechtigkeit, aber es ist 
uns glasklar, daß ihr Ziel ist, Mumia zu er- 
morden und ihn ‘in der Hölle schmorenzu- 
lassen’, so wie sie es Ku-Klux-Klan-mäßig aus- 
drücken ... Sie machen alles, um ihr Ziel zu 
erreichen, zu morden. Über ein faires Verfah- 
ren für Mumia wird bei der FOP überhaupt 
nicht nachgedacht, aber wir sollen uns Ge- 
danken über ihren Boykott machen ... Laßt 
diese schwache, unfähige, mordenden KKK- 
Agitatoren so viel boykottieren, wie sie wol- 
len. Mumia-Unterstützer werden einfach die 
Firmen und Individuen’, die sie boykottieren, 
unterstützen und andere auffordern, das glei- 


che zu tun.“ 

Herr Gallegos bekam eine nettere, aber ge- 
nauso deutliche Antwort von Mark A. Thiel: 
„Mein Herr, Ich würde es als eine einzigarti- 
ge Ehre schätzen, in Ihre Boykottliste aufge- 
nommen zu werden. Ich bin ein Unterstützer 
für ein faires Verfahren für Mumia Abu-Jamal 
(wie auch für einige andere seiner ehrenhaf- 
ten Mitstreiter, inklusive Ruchell Cinque Ma- 
gee, Eddie Conway, Leonard Peltier, usw.), seit 
ich in dem Kampf für die Freilassung der po- 
litischen Gefangene in den USA aktıv bin.“ 
Nach kurzen Angaben zu seiner Person und 
seinem Beruf erwähnt Mark nebenbei, daß 
seine Firma „I'he Siding Company“ heißtund 
daß er in Lafayette, Indiana wohnt, um dann 
zu betonen, daß er vom geplanten Boykott 
nicht beeindruckt sei. „Ich werde es nicht zu- 
lassen, daß meine Unterstützung für Mumia 
Abu-Jamal von Schakalen, egal welcher Far- 
be, angegriffen wird, noch lasse ich mich ver- 
knebeln. Also, machen Sie es, boykottieren Sie 
mich. Dies wäre für mich eine exzellente Ge- 
legenheit, über den Kampf um Gerechtigkeit 
weiter zu publizieren.“ 

Diese zunehmenden Angriffe sind der be- 
wußte Versuch, nicht nur die öffentliche Mei- 
nung zu beeinflussen, sondern auch gericht- 
liche Entscheidungen zu beeinflussen. Am 
22. April reichte Mumias Anwalt ein Gesuch 
beim Obersten Gericht der USA ein, dieses 
möge prüfen, ob Mumias Bürgerrechte im ur- 
sprünglichen Verfahren verletzt wurden. Fine 

‘ntscheidung wird Anfang Oktober erwartet. 
Fällt dieses negativ aus, wird er dann Beru- 
fung beim Obersten Gericht der USA einle- 
gen. Damit wird der wohl entscheidendste 
Phase im Kampf um das Leben und die Frei- 
heit Mumia Abu-Jamals beginnen. 


3.9.1999: Auftakt zum neuen Prozess 
gegen Safwan Eid 


„Modell Lü- 
beck“ — die 
Fortsetzung 


Am 3.9.1999 beginnt vor der Jugendstraf- 
kammer des Landgerichts Kiel die Neuauf- 
lage des Prozesses gegen den libanesischen 
Flüchtling Safwan Eid. Ihm wird vorgewor- 
fen, in der Nacht zum 18.1.1996 den Bran- 
danschlag auf die Flüchtlingsunterkunft in 
der Lübecker Hafenstraße begangen zu ha- 
ben. Damals starben zehn Menschen, 38 der 
BewohnerInnen wurden zum Teil schwer 
verletzt. Bis heute ist dieser tolgenschwer- 
ste rassistische Anschlag in der Geschichte 
der Bundesrepublik unaufgeklärt geblieben, 
gegen die mutmaßlichen deutschen Täter 
aus der Naziszene Mecklenburg-Vorpom- 
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mern unterblieben staatliche Verfolgungs- 
maßnahmen. Stattdessen wurde mit Saf- 
wan Eid einer der Überlebenden des Bran- 
des zum Täter gemacht. 

Eid wurde durch die Lübecker Staatsan- 
waltschaft der Brandstiftung bezichtigt, 
nachdem der Sanitäter Leonhardt behaup- 
tet hatte, von ihm in der Brandnacht die 
Worte ‚Wir warn ’s“ gehört zu haben. Er 
mußte deshalb fast sechs Monate in Unter- 
suchungshaft verbringen. Der Prozeß gegen 
Eid vor dem Landgericht Lübeck endete am 
30.6.97 mit einem Freispruch „in dubio pro 
reo“ (im Zweifel für den Angeklagten). Ei- 
ne Tatbeteiligung konnte Eid nicht nach- 
gewiesen werden. Es gab kein Motiv, es fan- 
den sich keine Spuren von Brandbeschleu- 
nigern an Körper oder Kleidung, und Eid sel- 
ber schlief in der Brandnacht im Zimmer 
bei seinen Brüdern. Dennoch hob der Bun- 
desgerichtshof dieses Urteil auf und verwies 
das Verfahren zur Neuverhandlung an das 
Landgericht Kiel. Nach Auffassungder Bun- 
desrichter hätte das Landgericht Lübeck die 
während der Untersuchungshaft Eids ab- 
gehörten und mitgeschnittenen Gespräche 
zwischen ihm und seinen Besuchern ver- 
werten müssen. Das Landgericht Kiel muß 
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Stoppt die Kriminalisierung von kritischer Kunst! 
Kein Zwangspatriotismus! Kein Polizeistaat! 
Moré Keskin zu einem Jahr Gefängnis verurteilt! 


Der Kampf geht weiter! 


; Nach 4 Wochen Prozeß und über drei Mo- 
-naten U-Haft ist am Donnerstag, den 
. 5.8.99, vor der Staatsschutzkammer des 
‚ Landgerichts Berlin das Urteil im Prozeß 
‚ gegen Moré Keskin (mit bürgerlichem Na- 
men Nuran Ayten) gesprochen worden. 
. Richter Brüning sprach Moré wegen Ver- 
‚ unglimpfung der Bundesrepublik 
‚ Deutschland und Volksverhetzung schul- 
. dig und verurteilte sie zu zwölf Monaten 
, Haft (auf vier Jahre Bewährung). Richter 
‚ Brüning begründete seinen Schuldspruch 
‚ und das Urteil hauptsächlich damit, dab 
. More das Lied „Deutschland“ von der 
: Gruppe Slime abgespielt haben soll (was 
‚ überhaupt nicht bewiesen wurde) und 
. daß sie Parolen wie „Deutsche Polizisten 
; üben fleißig für ein neues “33° gerufen ha- 
, be (was auch nicht bewiesen wurde). 

: Das erste Fazit des Unterstützungsko- 
~ mitees: Auf der einen Seite zeigt diese Ver- 
‚ urteilung und Strafe, daß die Justiz immer 
. noch versucht, ihre politisch motivierte 
‚ Verfolgung von More zu benutzen, um die 
 Kriminalisierung von kritischer Kunst und 
- staatlich verordnetem Zwangspatriotis- 
- mus voranzutreiben. Auf der anderen Sei- 
‚ te hat der Ablauf und Ausgab des Prozes- 
‚ ses gezeigt, daß dieses Ziel nur erreicht 
werden kann, indem die Justiz die eigenen 
, Gesetze und Rechtsprechung mit Füßen 
tritt und daß die bisher organisierte Un- 
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terstützung für More sogar einen Teil- ų 
rückzug erzwungen hat. Denn die Vor- | 
würfe, Moré habe an der Verbrennung ei- 
ner Deutschlandfahne auf der Revolu- $ 
tionären 1.Mai-Demonstration 1994 mit- : 
gewirkt und auf zwei Demos 1955 eine _ 
verbotene ERNK-Fahne geschwenkt, ; 
mußte sogar Richter Brüning fallenlassen. . 
Und das Urteil, 12 Monate Gefängnis auf : 
4 Jahre Bewährung, liegt auch hinter dem, { 
was Richter Brüning vor dem Prozeß an- į 
gekündigt hat. Vor dem Prozeß hat er | 
Mores U-Haft zum Teil damit begründet, : 
daß sie im Falle eines Schuldspruchs eine $ 
Haftstrafe ohne Bewährung zu erwarten ; 
hätte. 
Vor allem ist wichtig zu verstehen, daß . 
der Prozeß vor dem Landgericht nur die į 
erste Runde in diesem Kampf ist und dab £ 
das letzte Wort längst nicht gesprochen ; 
ist. Auf jeden Fall ist klar, daß, wenn es ge- $ 
lingt — aber nur, wenn es gelingt — den 
skandalösen Ablauf und gefährlichen Aus- 
gang dieses Prozesses einem breiten Pu- : 
blikum bekanntzumachen undeinen star- . 
ken Protest dagegen zu mobilisieren, wer- | 
den sich die Mächtigen in Justiz, Staat . 
und Gesellschaft überlegen müssen, obsie $ 
wirklich bereit sind, das Ergebnis dieses { 
Schauprozesses aufrechtzuerhalten. Der $ 
Kampf geht weiter! | 
More Keskin Unterstützungskomitee 
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nun den Prozeß vollständig neu aufrollen. 
So findet ein deutscher Ermittlungs- und 
Justizskandal ersten Ranges seine Fortset- 
zung. 

Das Verhalten der Akteure nach dem Lü- 
becker Brandanschlaghatte exemplarischen 
Charakter. Deutsche Fliten und die Mehr- 
heit der Bevölkerung waren erleichtert, daß 
der unmittelbar nach dem Brandanschlag 
weltweit geäußerte Verdacht einer deut- 
schen Täterschaft und der darin enthaltene 
Rassismusvorwurf gegenüber Deutschland 
abgewehrt werden konnte. In einem bis da- 
hin nicht gekannten Ausmaß wurden die 
Opfer eines rassistischen Anschlags durch 
Justiz und Medien zu potentiellen Mittä- 
tern und Mitwissern stilisiert, traten die Er- 
mittler im Wechselspiel mit "Teilen der 
deutschen Meiden eine rassistische 
Schmutzkampagne gegen die Bewohnerln- 
nen los. Gleichzeitig hielten Lübecks 
Staatsanwaltschaft und Kripo stets ihre 
schützende Hand über die vier tatverdäch- 
tigen Nazis aus Grevesmühlen. Das Prinzip, 
die Opfer zu Tätern zu machen und gleich- 
zeitig die Täter zu schützen, wurde in Lü- 
beck modellhaft umgesetzt. Seit Lübeck 
sind Brände in Flüchtlingsunterkünften 
kaum noch einer Erwähnung wert, schlag- 
zeilenträchtig sind sie jedenfalls nicht mehr. 
Fin bestimmtes Maß an alltäglicher rassı- 
stischer Gewalt und die Fxistenz „auslän- 
derfreier Zonen“ in Teilen Deutschlands 
werden als Normalität akzeptiert. Die Bot- 
schaft auf Lübeck, „daß die Ausländer sich 
selbst anzünden“, hat zudem ihre Wirkung 
getan. Wenn in Deutschland Flüchtlings- 
heime brennen, wird in der Öffentlichkeit 
jedenfalls nicht mehrselbstverständlich von 
einem rassistischen Anschlag ausgegangen. 

Bereits im Vorwege des neuen Prozesses 
sorgte die Lübecker Staatsanwaltschaft 
dafür, daß die vier Nazis aus weiterhin nicht 
mit einer Anklage wegen zehnfachen Mor- 
des zu rechnen haben. Sie stellte das Er- 
mittlungsverfahren erneut ein. Nicht ein- 
mal das dreifache Geständnis des Maik Wo- 
tenow, den Brandanschlag gemeinsam mit 
seinen Kumpanen begangen zu haben, ver- 
anlaßte die Ermittler, ihre Linie zu verlas- 


sen. Sie behaupteten schlicht, der von Wo- 
tenow geschilderte Tathergang stimme mit 
ihren Erkenntnissen nicht überein. Einmal 
mehr verbreitete Oberstaatsanwalt Schultz 
die Lüge, daß drei der Nazis ein Alibi für den 
Tatzeitpunkt gehabt hätten. Bis heute steht 
jedoch der genaue Zeitpunkt des Brand- 
ausbruchs gar nicht fest, so daß es ein Alibi 
schon denklogisch nicht geben kann. Un- 
bestreitbar ist dagegen, daß drei der Nazis 
brandstiftertypische Versengungsspuren im 
Gesicht hatten, die definitiv aus der Brand- 
nacht stammten. 

Safwan Fid ist damit der einzig verblie- 
bene Verdächtige, was dem Prozeß gegen 
ihn eine zusätzliche Brisanz gibt. Würde er 
erneut freigesprochen, bliebe die Tat nach 
derzeitigem Stand unaufgeklärt. Damit 
steigt die Wahrscheinlichkeit einer Verur- 
teilung durch das Kieler Landgericht. Denn 
dieser Prozeß ist kein gewöhnlicher Krimi- 
naltall, sondern war von Beginn an ein poli- 
tisches Verfahren, das der Entlastung 
Deutschlands dienen sollte. Es ist zu be- 
fürchten, daß die Staatsanwaltschaft und 
Teile der Medien erneut versuchen werden, 
Safwan Eid, die weiteren Überlebenden des 
Brandanschlags und die Verteidigung zu 
diskreditieren und auf eine Verurteilung zu 
drängen. Das Kieler Landgericht wird dage- 
gen voraussichtlich alles versuchen, das Ver- 
fahren als einen „ganz normalen Strafpro- 
zeß” darzustellen. Es hat bereits Weichen- 
stellungen vorgenommen, die Befürchtun- 
sen wecken müssen. So wurden die meisten 
der Überlebenden, die am ersten Prozeß als 
Nebenkläger teilnahmen, dieses Mal vom 
Verfahren ausgeschlossen. Das Landgericht 
begründete dies ausschließlich damit, daß 
sie sich von Anfang an auf die Seite Safwan 
kids gestellt hätten, womit sie ihre Rechts- 
position quasi verwirkt hätten. Am Verfah- 
ren teilnehmen darf daher nur die Familie 
Fl Omari, die sich im Laufe des Prozesses 
fast vollständig von der Staatsanwaltschaft 
hat instrumentalisieren lassen. Sie sorgte 
durch ihre Revision auch erst für Fort- 
führung des Prozesses. 

Die Chance auf einen Freispruch für Saf- 
wan Eid wird nicht zuletzt davon abhängen, 
daß der Verdacht gegen die vier Nazis nicht 
gänzlich aus den Köpfen verschwindet, son- 
dern weiter thematisiert wird. Es wird vor 
allem Sache der UnterstützerInnen Safwan 
Eids und der übrigen Überlebenden sein, 
die politische Dimension des Prozesses 
deutlich zu machen, die rassistischen und 
nationalen Konstrukte der Ermittlungs- 
behörden immer wieder aufzuzeigen und 
diese nicht als Normalität zu akzeptieren. 


Freiheit für Safwan Eid! 

Vollständige Rehabilitierung und ein unein- 
geschränktes, unbefristetes Bleiberecht für al- 
le Überlebenden aus der Lübecker Hafen- 
straßel 

Für eine unabhängige internationale Unter- 
suchung und Aufklärung des Lübecker Bran- 
danschlags einschließlich der bisherigen 
Tätigkeit der Ermittlungsbehörden! 


Gegen die drohende Abschiebung eines 18- 
jährigen Kurden aus der JA Hameln !! 


Garbi Yildrim ist seit 
dem 20.8.1999 im 
Hungerstreik!! 


Als in den achtziger Jahren die kurdische Be- 

völkerung von dem türkischen Militär ver- 
stärkt terrorisiert und schikaniert wurde, 
war auch die kurdische Familie Yildirim Op- 
fer dieser Repressionen. Garbi Yildirim und 
sein Bruder flohen nach Deutschland zu 
ihrem Onkel, um sich davor zu schützen. 
Der 18jährige Garbi Yildirim lebt nun seit 
seinem 10. Lebensjahr in Lilienthal. Er ist 
als Migrant, als sogenannter „Ausländer“ in 
Deutschland damit konfrontiert, in einer 
Gesellschaft zu leben, in der er einerseits 
schr stark innerhalb familiärer Strukturen 
verpflichtet ist, aber vor allem die ganze 
Macht des Rassismus und der sozialen Un- 
gerechtigkeit in Deutschland zu spüren be- 
kam. 

Garbi Yildirim sollte schon Ende Juli 
überraschend in die Türkei abgeschoben 
werden, kurze Zeit nach seiner Volljährig- 
keit. Die Abschiebung wurde aber aufgrund 
eines Strafverfahrens ausgesetzt. Am 2. Au- 
gust wurde Garbi Yildirim verhaftet und am 
Tag darauf dem Amtsgericht vorgeführt. 
Gemäß der deutschen Gesetze erhielt er ei- 
ne Bewährungsstrafe. Wäre Garbi ein 
„Deutscher“, würde seine Bestrafung hier- 
mit enden. Aber obwohl Garbi größtenteils 
in Deutschland sozialisiert wurde und kaum 
ein Wort türkisch spricht, soll er zusätzlich 
bestraft werden und in die Türkei abge- 
schoben werden, was aufgrund seiner kur- 
dischen Herkunft tragische Konsequenzen 
für ihn haben wird. 

Die Abschiebung würde bedeuten, daß er 
als Kurde dem Staatsterror durch das türki- 
sche Regime ausgesetzt sein wird. Außer- 
dem wird er gezwungen sein, den Militär- 
dienst abzuleisten. Dies lehnt er entschie- 
den ab, da er als Kurde seine Waffe nicht ge- 
sen seine Brüder und Schwestern einsetzen 
will. 

Der tragische Fall des kurdischen Kriegs- 
dienstverweigerers Süleyman Aksoy zeigt, 
welcher Gefahr Garbi Yildirim bei einer Ab- 
schiebung ausgesetzt sein wird. Süleyman 
Aksoy wurde im Februar diesen Jahres in die 


Türkei abgeschoben und nach 2-tägigem 
Verhör durch die Flughafenpolizei direkt 
den Militärbehörden in Ankara überstellt. 
Drei Monate später erhielt seine Familie 
den Leichnam von Süleyman Aksoy, der an- 
seblich Selbstmord begangen haben soll. 
Wider die behördlichen Anordnungen öff- 
nete die Familie den Sarg und fand einen 
völlig verstümmelten und entstellten 
Leichnam vor — offensichtlich kein Selbst- 
mord. 

Garbi wurde per richterlichem Beschluß 
verhaftet, um jegliche Protestaktionen ge- 
sen seine Abschiebung zu verhindern und 
eine angebliche „Flucht“ zu vereiteln. Er 
wurde am 5. August nach Hameln (Nieder- 
sachsen) in Abschiebehaft gebracht, ob- 
wohl über seinen mittlerweile abgelehnten 
Asylfolgeantrag noch nicht entschieden 
worden war. Seit dem 20.8.1999, nachdem 
der Asylfolgeantrag abgelehnt worden ist 
und die sofortige Abschiebung droht, be- 
findet sich Garbi im Hungerstreik. 

Die zahlreichen Protestaktionen und Gar- 
bis mehrfach veröftentliche Verweigerung 
des Kriegsdienstes machen ihn in den Au- 
sen des türkischen Regimes zu einer noch 
massiveren Gefährdung, als er es als Kurde 
ihrer Meinung nach schon darstellt. 

Verhindern wir die Abschiebung von Gar- 
bi Yildirim! Für ein dauerhaftes Bleiberecht! 
Keine Abschiebungen in den Folterstaat 
Türkei, keine Unterstützung des Regimes! 
Mehr Infos? 
http://www.humanrights.de/ oder Antifaschi- 
stische Aktion Hameln-Pyrmont 


Trauer und Wut 


Rachid Sbai nahm sich am Montag, den 
30.8.99, in der Abschiebehaftanstalt 
Büren das Leben. Der 19jachrige Ma- 
rokkaner entzündete gegen Mittag seine 
Kleidung. Er befand sich zu diesem Zeit- 
punkt in der Artestzelle in den Kell- 
erräumen der JVA. Die Leitung der JVA 
unterstellte ihm, an einer Auseinander- 
setzung nach einem Fußballspiel in der 
Anstalt beteiligt gewesen zu sein. Drei 
Tage später wurde er deshalb in die Ar- 
restzelle gebracht. 

Die Angst vor diesem Gefängnis im 
Gefängnis hat vermutlich den psychi- 
schen Druck so groß werden lassen, dass 
er beschloss, sein Leben zu beenden. Er 
befand sich seit dem 9.3.99 in Abschie- 
behaft. Fast 6 Monate, in denen er täg- 
lich Angst haben musste, dass er abge- 
schoben wird. Diese seelische Belastung $ 
ist bei ihm wohl ins Unendliche gestie- 
gen. 

Abschiebehaft wird verhängt, um der 
I Ausländerbehörde den Verwaltungsakt | 
der Abschiebung zu erleichtern. Rachid 
Sbai hat sie nicht überlebt. 

Fin weiteres Beispiel für die inhuma- 
ne Abschiebepraxis der BRD. 

Flugi der Hochschulgruppe Hilfe für Men- 
schen in Abschiebehaft 


Totalverweigerer 

C. Haug zu acht 

Monaten auf Be- 
währung verurteilt 


Die Kampagne gegen Wehrpflicht berichtet 
wieder über den Ausgang einer Berufungs- 
verhandlung gegen einen Totalen Kriegs- 
dienstverweiger. 


Die 70. Strafkammer am Landgericht Berlin 
hat heute Abend den totalen Kriegsdienst- 
verweigerer Christof Haug zu einer achtmo- 
natigen Freiheitsstrafe zur Bewährung ver- 
urteilt. Ihm wird Fahnenflucht und Gehor- 
samsverweigerung in drei Fällen vorgewor- 
fen. In der ersten Instanz erhielt er im Juni 
1998 vom Amtsgericht Tiergarten eine 11- 
monatige Freiheitsstrafe ohne Bewährung. 
Diese Strafe war das härteste Urteil gegen ci- 
nen "Iotalen Kriegsdienstverweigerer seit 
Wiedereinführung der Wehrpflicht in Ber- 
lin. Die Kosten des Berufungsverfahrens wur- 
den ihm zu zwei Dritteln auferlegt, ein Drit- 
tel trägt die Landeskasse. 

Auch vor dem Landgericht bestätigte 
Christof Haug die äußeren Umstände der ge- 
gen ihn erhobenen Vorwürfe. Er machte 
nochmals deutlich, dass für ihn die Wehr- 
pflicht verfassungswidrig ist. Er legte dar, in 
welcher Weise die Wehrpflicht massiv 

Grund- und Persönlichkeitsrechte verletzt. 
Daher sei sein konsequentes Verhalten gegen 
die Wehrpflicht verfassungskonform und 
nicht zu bestrafen. Sein Rechtsanwalt Jörg 
Czech plädierte auf Freispruch. Da die 
Wehrpflicht nicht mehr vertassungskonform 
ist, sei die Einberufung rechtswidrig ergan- 
gen. Christof Haug ist deshalb niemals Sol- 
dat geworden, daher könne er die ihm zu Last 
pelegten Straftatbestände nach dem Wehr- 
strafgesetz auch nicht erfüllt haben. Hilfs- 
weise beantragte er die Aussetzung des Ver- 
fahrens, um die Verfassungsmäßigkeit der 
Wehrpflicht durch das Bundesverfassungs- 
gericht überprüfen zu lassen. 

Der vorsitzende Richter, Dr. Sasse, sieht 
keine Anhaltspunkte für eine Verfassungs- 
widrigkeit der Wehrpflicht. Die Abschaffung 
oder Beibehaltung der Wehrpflicht sei eine 
politische Frage. Hingegen konsternierte die 
Staatsanwältin Jaeger zumindest nachvoll- 
ziehbare Argumente, die Haug und sein 
Rechtsanwalt gegen die Wehrpflicht vorge- 
bracht haben. Sowohl Staatsanwältin als 
auch das Landgericht betonten aber, dass die 
Wehrpflicht verfassungsrechtliche Wirk- 
lichkeit sei. Daher müsse das geltende Recht 
angewendet werden. Gegen dieses Beru- 
fungsurteil werden Christof Haug und sein 
Rechtsanwalt Revision einlegen. 

Christof Haug, dessen Antrag auf Kriegs- 
dienstverweigerung abgelehnt worden war, 
folgte seinem Einberufungsbescheid im Ja- 
nuar 1996 nicht. Erst im September jenes 
Jahres fassten ihn Feldjäger in Süddeutsch- 
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land und brachten ihn in die Eutiner Kaser- 
ne. Dort blieb er in Zivil und verweigerte al- a 
le ihm erteilten Befehle. Nach insgesamt 53 


ne Arrest erhielt er ein Dienstverbot. 
(Presseerklärung vom 17.8.99) 


Geldstrafe für Aufruf zur Desertion 


Einspruch eingelegt 


Das Amtsgericht Berlin Tiergarten hat gegen 
Ralf Siemens eine Geldstrafe von 40 Tages- _ 
sätzen zu je 30 DM verhängt. Ihm wird als 


Verantwortlichen für ein Plakat vorgeworfen, 


mit Beginn des NALO-Angriffs auf Jugosla- 
wien „Angehörige der Bundeswehr zur De- 
sertion“ j zu haben. Dieses Pla- | 


kat der „Kampagne gegen Wehrpflicht, 
/wangsdienste und Militär“ 


buch erfüllt. 


Gegen diesen Strafbefehl ist Einspruch 
eingelegt worden. In dem nun folgenden Pro- 
zeß werden wir darlegen, daß der NATO-An- . 
griff gegen Jugoslawien völkerrechts- und so- _ 


mit grundgesetzwidrig gewesen ist. 


DasBundesverfassungsgericht hatinseiner _ 
Entscheidung vom 12. Juli 1994 herausge- _ 
stellt, daß sich die Bundeswehr an Ausland- 
seinsätzen beteiligen dürfe, wenn sie „im 
Rahmen und nach den Regeln“ eines Systems 
kollektiver Sicherheit erfolgen. Vorausset- 
zung dafür wäre ein Mandat der Vereinten | 
Nationen. Auch der NAT'O-Vertrag ver- 
pflichtet seine Mitgliedsstaaten zur Finhal- _ 
tung der Charta der Vereinten Nationen. Für ; 
den Angriff der NATO gegen Jugoslawien lag 
keine völkerrechtliche Grundlage vor. Weder 
gab es ein entsprechendes Mandat des Si- 
cherheitsrates, noch lag ein Angriff auf ein | 
NATO-Land bzw. auf einen anderen souver- 
änen Staat vor. Da Völkerrecht über nationa- _ 
les Recht steht, ist die Beteiligung der Bun- 


deswehr auch grundgesetzwidrig gewesen. 


Soldaten der Bundeswehr dürfen Befehle _ 


nicht befolgen, die das Völkerrecht verletzen. 


Deshalb wäre ein Aufruf zur Desertionandie _ 
am NATO-Krieg beteiligten Soldaten der 
Aufforderung zur / 
Straftat, sondern ein Aufruf zum gesetze- | 


Bundeswehr keine 


streuen Verhalten und bliebe somit straffrei. 


Um die notwendige Ruhe an der Heimat- { 
front herzustellen, wird antimilitaristische ; 
Kritik kriminalisiert. Bereits am 14. April 
1999 wurde Anzeige erstattet. Daraufhin 
wurden am 15. Juni 1999 die Räume der 
„Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- | 
dienste und Militär“ durchsucht. Ralf Sie- | 
mens übernahm die Verantwortung für die- _ 


ses Plakat. 

(Presseinfo Nr. 
stelle der Kampagne gegen Wehrpflicht, 
/wangsdienste und Militär, Oranienstr. 25, 


10999 Berlin, Tel.: 0 30/61 50 05 30, Fax: 0 | 


30/61 50 05 29) 


enthält die | 
Textpassage „Desertiert aus allen kriegs- | 
führenden Armeen!“ Dies sei ein Aufruf zur 
rechtswidrigen Fahnenflucht. Daher sei der 
Straftatbestand der „öffentlichen Aufforde- 
rung zur Straftat“ nach § 111 Strafgesetz- 


28/99 vom 10.8.99 der Presse- 


Einleitung 


Ich stehe heute zum zweiten Mal wegen to- 
_taler Kriegsdienstverweigerung vor Gericht. 
Die Staatsanwaltschaft ist gegen das Urteil 
des Amtsgerichts Meldorf in Berufung ge- 
gangen und kündigt in der Berufungsbe- 
‚ gründung an, eine „angemessene Freiheits- 
strafe” fordern zu wollen. Bestraft werden 
soll ich für meinen Entschluß, keinen 
: Kriegsdienst zu leisten. Ich bin nach wie vor 
‚ festvonder Richtigkeit dieser Entscheidung 
überzeugt und will in dieser Erklärung da- 
her in keiner Weise mein Verhalten ent- 
schuldigen. Ich will vielmehr erklären, was 
meine Argumente für die Ablehnung der 
Wehrpflicht sind und warum ich niemals 
Kriegsdienst leisten werden. 


Meine Entscheidung 


Für mich war schon früh klar, daß ich nie- 
mals Soldat werden kann. Ich hatte zwar nur 
vage Vorstellungen davon, was es für mich 
hieße, Soldat zu sein. Die Vorstellung, in 
Uniform mit schweren Stiefeln zu mar- 
schieren, mich von anderen herumkom- 
mandieren lassen zu müssen und mich an 
den Umgang mit Waffen gewöhnen zu sol- 
len, aber wirkte immer abstoßend auf mich. 
Als ich mich später näher mit der Ge- 
schichte befaßte und mir über die Auswir- 
kungen der großen Politik auf das Leben ein- 
zelner machte, wußte ich klarer, bildete ich 
mir eine feste Meinung, die für mich noch 
immer gilt. 

Ich verabscheue Gewalt und halte den 
Krieg für ein durch nichts zu rechtfertigen- 
des Verbrechen. Mit Gewalt lassen sich Kon- 
flikte nicht dauerhaft lösen. Durch Krieg 
läßt sich kein Frieden erreichen. Frieden ist 
meiner Ansicht nach mehr als die Abwe- 
senheit von Krieg. Das Bestehen von Militär 
bedeutet eine ständige Bedrohung des 
friedlichen Zusammenlebens der Men- 
schen. 

So hatte ich, ohne mich überhaupt mit 
dem Wesen des Ersatzdienstes auseinan- 
dergesetzt zu haben, lange Zeit vor, einen 
Antrag auf Kriegsdienstverweigerung zu 
stellen und Zivildienst zu leisten. Mir gefiel 
die Aussicht, nach der Schule etwas Sinn- 
volles leisten zu können und im sozialen Be- 
reich oder auch dem Umweltschutz für ei- 
nige Zeit zu arbeiten. Am wichtigsten war 
mir dabei aber, durch die Kriegsdienstver- 
weigerung meiner antimilitaristischen Hal- 
tung gemäß zu handeln und deutlich zu ma- 
chen, daß ich nicht bereit bin, dem Staat als 
Soldat zu dienen. Es sollte unmißverständ- 
lich klar sein, daß für den Fall eines Krieges 
niemals mit meiner Unterstützung zu rech- 
nen wäre. 

Als ich dann vor einigen Jahren im Radio 
einen Bericht über einen bei der Bundes- 
wehr arretierten sogenannten 'lotalverwei- 
gerer hörte, war ich erstaunt. Zum einen 
über die so offensichtliche Unverhältnis- 
| mäßigkeit, mit der das Militär gegen einen 
; Menschen vorging, der doch eigentlich 


Sönke Müller: Prozeßerklärung vor dem Landgericht Itzehoe am 5.8. zur totalen Kriegsdienstverweigerung 


„... werde ich mich immer weigern, 
Kriegsdienst zu leisten“ 


nichts verbrochen hatte. Zum anderen aber 
wurde ich neugierig, welche Argumente es 
gegen die Ableistung eines Dienstes gab, 
den ich selbst schließlich gerne leisten woll- 
te. Daß es Menschen gab, die die gesetzlich 
seregelte Kriegsdienstverweigerung für 
nicht ausreichend hielten und sich ihrer Sa- 
che so sicher waren, dab sie dafür schwer- 
wiegende Konsequenzen auf sich nahmen, 
ließ mich mich erstmals mit dem Thema 
„lotalverweigerung”, von dem ich bis dahin 
nichts gehört hatte, beschäftigen. Dabei 
stellte ich schnell fest, daß sich meine Vor- 
stellungen von einer Verweigerung jeglichen 
Kriegsdienstes mit der staatlich geduldeten 
Kriegsdienstverweigerung und dem Ablei- 
sten des Zivildienstes nicht verwirklichen 
ließen. Die Erfüllung der Wehrpflicht hät- 
te in jedem Fall etwas bedeutet, was ich 
srundsätzlich ausschließe, nämlich in ir- 
sendeiner Form Kriegsdienst zu leisten. 

Je mehr ich mich mit dem Problem aus- 
einandersetzte, desto klarer wurde mir, daß 
auch für mich die totale Kriegsdienstver- 
weigerung die einzige Möglie hkeit war, mei- 
ner Überzeugung gemäß zu handeln. 

Ich habe mich g sanz bewußt nicht auf das 
KDV-Anerkennungsverfahren eingelassen. 
Es hätte meiner Absicht widersprochen, of- 
fensiv für meine Meinung einzutreten, 


wenn ich auf diese Weise in den Zivildienst 
gelangt wäre, von dem ich doch schon wub- 
te, daß ich ihn nicht leisten würde. Ich hal- 
te nicht eine bestimmte Form, sondern den 
Kriegsdienst als solchen für falsch. 

Es ibti in Deutschland kein Recht auf die 
Verweigerung aller Kriegsdienste — Zivil- 
dienst ist Kriegsdienst 

Warum der in Deutschland von staatlich 
anerkannten Kriegsdienstverweigerern als 
Ersatz für den Kriegsdienst in der Bundes- 
wehr geforderte sogenannte Zivildienst 
trotz seines recht harmlos klingenden Na- 
mens keinesfalls als Friedensdienst gelten 
kann, sondern als waffenloser Kriegsdienst 
bezeichnet werden muß, möchte ich im fol- 
genden belegen. 

Im folgenden will ich erklären, wieso der 
Zivildienst in meinen Augen einen Kriegs- 
dienst darstellt. 

Artikel 4 Absatz 3 Grundgesetz besagt: 

„Niemand darf gegen sein Gewissen zum 
Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen wer- 
den. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.” 

Hierin wird also einzig der Zwang zum 
Kriegsdienst mit der Waffe ausgeschlossen. 
Außerdem führt die weitere Einschränkung 
„gegen sein Gewissen” dazu, daß der Staat, 
der sich anmaßt, dieses objektiv beurteilen 
zu können, somit über ein wirkungsvolles 


Instrument zur Regulierung der Kriegs- 
dienstverweigererzahl verfügt. Die Zahl der 
der Bundeswehr zur Verfügung stehenden 
Rekruten kann je nach politischer Situation 
und militärischen Bedürfnissen jederzeit 
darüber erhöht werden, daß der Staat ein- 
fach weniger Anträgen auf Kriegsdienstver- 
weigerung stattgibt. 

Die Zivildienstleistenden werden zwar 
heute im sozialen Bereich und dem Um- 
weltschutz beschäftigt. Das bedeutet aber 
nicht, daß der Staat sie nur dort einsetzen 
darf. Die möglichen Aufgabentelder finden 
kaum eine Begrenzung - bis auf die direkte 
Ausübung von Waffengewalt. Daß auch 
staatlich anerkannte Kriegsdienstverweige- 
rer für den sogenannten Verteidigungstall 
schon heute eingeplant sind, ergibt sich aus 
den Notstandsgesetzen und ganz direkt aus 
dem $79 Zivildienstgesetz, welcher für den 
Verteidigungsfall parallel zur Heranziehung 
der Wehrdienstleistenden eine Einberu- 
fung zum unbefristeten Zivildienst vor- 
sieht. Daß dieser nun nicht mehr der Pfle- 
se oder dem Umweltschutz dient, sondern 
sanz klar militärischen Interessen unter- 
worfen ist, liegt auf der Hand. 

Ich zitiere dazu zunächst Dr. Klaus Stein- 
wender, Ex-Ministerialdirigent im Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit: 

„Der Zivildienst wird 
srundsätzlich vom Staat ge- 
staltet. Und dieser will die 
Erfüllung der Wehrpflicht 
bei der Funde ie 
Das Grundrecht auf Kriegs- 
dienstverweigerung 
schließt nur den Waffen- 
dienst in den Streitkräften 
aus. [...] Der Zivildienst ist 
daher nicht nur nach dem 
Gesetz, sondern seinem 
Wesen nach Erfüllung der 
Wehrpflicht. So steht das in 
\3 Absatz 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes. Aber, ob es 
dort steht oder nicht, ist oh- 
ne Bedeutung. Es ergibt 
sich unmittelbar aus der 
Verfassung, nämlich aus 
dem Wesen des Zivildien- 
stes als eines Eirsatzdienstes 
für den primär zu leisten- 
den Waffendienst bei den 
Streitkräften.” Weiter führt 
Steinwender aus, „daß es 
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hier keinen Anspruch der anerkannten 
Kriegsdienstverweigerer gibt, in solch einem 
Dienst im Verteidigungsfall von jeder Ver- 
wendung ferngehalten zu werden, die in ir- 
gendeiner Weise der Verteidigung nützen 
könnte. Die Dienstpflicht im Verteidi- 
gungstall weist eher in die entgegengesctz- 
te Richtung. Und schon gar nicht kann es 
einen Anspruch darauf geben, im Verteidi- 
gungsfall nirgends eingesetzt zu werden, wo 
man Arbeitskräfte einsetzt, die dann zum 
Waffendienst zur Verfügung stehen.” 

Auch das im Weißbuch 1994 des Bun- 
desverteidigungsministeriums auf Seite 133 
erläuterte Konzept der sogenannten Ge- 
samtverteidigung läßt kaum Zweifel an ei- 
nem geplanten Finsatz von Zivildienstlei- 
stenden zu Kriegszwecken: 

„Zur Gesamtverteidigung wirken mi- 
litärische und zivile Verteidigung zusam- 
men. |...| Gesamtverteidigung umfaßt alle 
für die Verteidigung notwendigen politi- 
schen, militärischen und zivilen Maßnah- 
men. Die politische Verantwortung für die 
Gesamtverteidigung trägt die Bundesregie- 
rung. Sie gibt die Ziele für die organisato- 
risch eigenständigen Bereiche der militäri- 
schen und zivilen Verteidigung vor, die ihre 
Planungen und Maßnahmen eng aufeinan- 
der abstimmen müssen. [...] Die zivile Ver- 
teidigung umfaßt die Planung, Vorberei- 
tung und Durchführung aller zivilen Maß- 
nahmen, die zur Herstellung und Aufrech- 
terhaltung der Verteidigungsfähigkeit erfor- 
derlich sind. Ihre Aufgaben zielen im we- 
sentlichen darauf ab, 

° die Staats- und Regierungsfunktionen 
aufrechtzuerhalten; 

e die Zivilbevölkerung zu schützen; 

e die Zivilbevölkerung und die Streitkräfte 
zu versorgen; 

e die Streitkräfte mit zivilen Gütern und 
Leistungen unmittelbar zu unterstützen. 

Angesichts des erweiterten Aufgaben- 
und Einsatzspektrums und geringerer Res- 
sourcen werden die Streitkräfte verstärkt zi- 
vile Unterstützungsleistungen in Anspruch 
nehmen müssen.” 

Ich möchte an dieser Stelle noch den Re- 
gierungsrat Kreutzer zitieren, der 1960 für 
die Finführung des Zivildienstes zuständig 
war: 

„Dazu kommt, daß in einem zukünftigen 
Krieg unzählige Bürger für Aufgaben des 
Luftschutzes und des Katastrophenamtes — 
es sci nur auf die ABC-Waffen hingewiesen 
— benötigt werden. [...] Der Einsatz etwa in 
einem Gelände, das mit radioaktiver Strah- 
lung verseucht ist und in dem Blindgänger 
liegen, ist übrigens durchaus dem Fron- 
teinsatz gleichzusetzen. Dasselbe gilt für 
Seuchenlazarette oder Verkehrseinrichtun- 
gen, die-wie die Erfahrung des letzten Krie- 
ges bewiesen hat — besonders den Tiefflie- 
gerangriffen ausgesetztsind. Es istdaher auf 
Dauer kaum zu befürchten, daß sich 
Drückeberger in den Ersatzdienst flüch- 
ten.” 

Ahnliches äußert 1983 auch der damalige 
UDU-Generalsekretär Heiner Geißler in ei- 
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nem Interview, als er feststellt: 

„Das kann im Verteidigungsfallbedeuten, 
daß der Zivildienstleistende im Luftschutz 
oder beim Feuerlöschdienst und beim 
Blindgängerentschärfen eingesetzt würde. 
Das ist übrigens auch im Zivildienstgesetz 
so geregelt.” 

is steht also fest, daß das Durchlaufen des 
staatlichen  Kriegsdienstverweigereraner- 
kennungsverfahren und die Ableistung des 
Ersatzdienstes nicht davor schützt, im Fal- 
le eines Krieges dazu gezwungen zu werden, 
die Kriegführung dieses Staates ermögli- 
chende oder erleichternde Arbeit zu ver- 
richten. 

Als Kriegsdienstverweigerer kann es mir 
jedoch nicht darum gehen, nur am direkten 
Waffeneinsatz gegen Menschen nicht teil- 
nehmen zu müssen. Ebensowenig kann ich 
es mit meinem Gewissen vereinbaren, Din- 
ge zu tun, die dazu beitragen, daß Krieg ge- 
führt wird. 

Ich kann selbstverständlich auch nicht, 
wie mir schon geraten wurde, mit meiner 
Verweigerung warten, „bis wirklich der 
Ernstfall eintritt”. Es ist ja gerade mein ziel, 
diesem schon heute entgegenzuwirken. Ich 
will nicht warten, bis es zu spät ist. Ich ma- 
che mir keine Illusionen, wie groß der Ein- 
fluß der Weigerung eines einzelnen hierbei 
ist. Finige Zeit ließ mich diese Tatsache 
auch an meinem Schritt zweifeln. Was wer- 
de ich schon damit erreichen, lohnt es sich, 
dafür soviel auf sich zu nehmen? Doch ge- 
rade während der drei Monate im Bundes- 
wehrarrest, der doch eigentlich darauf ge- 
richtet war, meinen Widerstand zu brechen, 
wurde ich meiner Sache sicherer denn je. 
Diese völlig überzogene Reaktion der Mi- 
litärs auf meine schlichte Weigerung, mich 
zum Soldaten ausbilden zu lassen, hat mich 
in meiner Ansicht bestärkt, daß Militär 
menschenfeindlich und antidemokratisch 
ist, der „Fehler” also im bestehenden Wehr- 
pflichtsystem und nicht bei mir zu suchen 
ist. Die Frage nach der zu erwartenden Wir- 
kung meiner Kriegsdienstverweigerung 
steht für mich im Hintergrund. Ich kann, 
mit dem Wissen um seine militärische Ver- 
plantheit, auf keinen Fall den Zivildienst 
leisten, ohne dabei meine tiefsten Über- 
zeugungen zu verraten und gegen mein Ge- 
wissen zu verstoßen. 


Deutschland führt Krieg 


Die von er damaligen Regierung im Jahr 
1992 erlassenen verteidigungspolitischen 
Richtlinien enthalten unter anderem eine 
Definition des Auftrages der Bundeswehr. 
Die „Aufrechterhaltung des freien Welt- 
handels und des ungehinderten Zugangs zu 
Märkten und Rohstoffen in aller Welt” wird 
dort genannt. Nicht allein die Landesver- 
teidigung ist also in Zukunft Aufgabe der 
Bundeswehr. Die Armee soll demnach - wie 
ist „Zugang zu Märkten und Rohstoffen in 
aller Welt” anders zu verstehen? — die In- 
teressen deutscher Unternehmen und An- 
leger weltweit absichern helfen. Inwieweit 


dieser imperialistische Gedanke bei dem 
Iintschluß zur Beteiligung der Bundeswehr 
an dem Angriff auf Jugoslawien eine Rolle 
gespielt hat, vermag ich nicht einzuschät- 
zen. Die Frklärung zumindest, die Bom- 
bardierung der Bundesrepublik Jugoslawien 
sei notwendig gewesen, um Menschenrech- 
te zu schützen, kann ich nicht glauben. Die 
Unterdrückung und Vertreibung von Min- 
derheiten sind ein Verbrechen. Doch eben- 
so ist es ein Verbrechen, ein ganzes Land 
durch monatelange Bombenangriffe aus der 
Luft in Schutt und Asche zu legen, wodurch 
Unzählige ihr Leben verloren und den Über- 
lebenden die Lebensgrundlage weitgehend 
entzogen wurde. 

Daß die von verschiedenen Personen und 
Organisationen gegen die Regierungsmit- 
glieder Schröder, Fischer und Scharping ge- 
stellten Strafanzeigen wegen Vorbereitung 
und Führung eines Angriffskrieges ($80 
StGB) nicht einmal zur Einleitung von Er- 
mittlungen durch die Staatsanwaltschaft 
geführt haben, während totale Kriegs- 
dienstverweigerer nach wie vor als Krimi- 
nelle behandelt werden, spricht meiner An- 
sicht nach eine deutliche Sprache. Vor nicht 
einmal drei Wochen ist zum Beispiel der To- 
talverweigerung Nick Netzler aus Hamburg 
nach zwei Monaten krankmachender Un- 
tersuchungshaft vom Amtsgericht Itzehoe 
wegen Fahnenflucht ($16 WStG) zu einer 
Freiheitsstrafe von acht Monaten ohne Be- 
währung verurteilt worden. Gegen ihn wa- 
ren bereits 1996 wegen seiner Überzeugung 
zehn Monate Haft verhängt worden. Ob die 
ihm hierbei gewährte Berufung Bestand ha- 
ben wird, steht noch nicht fest: Die Staats- 
anwaltschaft hat gegen die Bestätigung des 
Urteils durch eine Kammer dieses Landge- 
richtes vor wenigen Wochen Revision ein- 
gelegt. Es mag sein, daß so harte Urteile 
nicht die Regel sind. In der Tat sind z.B. zwei 
andere Totalverweigerer, die im September 
1998 vor diesem Gericht standen, zu Geld- 
strafen verurteilt worden. Aber auch wenn 
das Strafmaß von Fall zu Fall variiert, wird 
stets die Haltung, das Gewissen, die Welt- 
anschauung oder die politische Überzeu- 
gung des jeweiligen Kriegsdienstverweiger- 
ers und sein daraus resultierendes Verhalten 
als zu verurteilen angesehen. Bedenkt man, 
daß dieser Staat nach außen hin offen Krieg 
führt, so darf Repression gegenüber Men- 
schen, die sich dieser Politik entgegenstel- 
len, nicht verwundern. Das präventive Vor- 
gehen gegen aktive Kriegsgegner gehört zu 
einem Staat, der das Militär zur Durchset- 
zung ökonomischer und machtpolitischer 
Ziele einsetzt. 

Ich selbst bin für mein Tun und Lassen 
verantwortlich. Keine gesetzliche Pflicht 
und kein staatlicher Befehl befreien mich 
davon. Letzes Endes bin ich mir selbst, mei- 
nem Gewissen Rechenschaft schuldig. Des- 
halb werde ich mich immer weigern, Kriegs- 
dienst zu leisten. 

Sönke Müller wurde in diesem Verfahrenzu 
120 Stunden „gemeinnütziger Arbeit” verur- 
teilt. 


„Gegen die Strömung“ 


Verfahren eingestellt! 


Am Montag, den 2. August 1999, sollte am 
Amtsgericht Frankfurt/Main der Prozeß ge- 
gen den presserechtlich Verantwortlichen 
von „Gegen die Strö- 
mung“ stattfinden. 8 
Gegenstand des Ver- 3 
fahrens sollte das Flug- 
blatt 4/98 „Leipzig, 1. 
Mai 1998: Militanter | 
Kampf — der richtige 
Weg gegen die erstar- 
kenden Nazis!“ sein. 
Der Vorwurf lautete, 
Straftaten „durch Ver- 
breitung von Schriften 
in einer Weise gebilligt 
zu haben, die geeignet 
ist, den öffentlichen 
Frieden zu stören“. 

Auslöser der Ermitt- 
lungen war ein Brief 
von Steffen Hupka aus 
Quedlinburg, Mitglied des Bundesvor- 
stands der NPD und der JN. Gericht und 
Staatsanwaltschaft sind also auf Aufforde- 
rung eines führenden Nazi-Kaders hin tätig 
geworden - ein anschaulicheres Beispiel der 
Zusammenarbeit von Nazis und Staatsap- 
parat findet sich wohl selten! 

Das Amtsgericht und die Staatsanwalt- 
schaft Frankfurt/Main haben sich am Vor- 
mittag des ersten Verhandlungstages dazu 
entschlossen, den ‘Termin ausfallen zu las- 
sen. Die offizielle Begründung für die kurz- 
fristige Absage: Die Justizbehörden hätten 
erfahren, daß der Termin im Internet an- 
gekündigt war und zahlreichen Erscheinen 
aufgerufen wurde. Dafür sei der ursprüng- 
lich vorgesehene Verhandlungssaal zu klein 
gewesen, ein größerer habe nicht zur Verfü- 
gung gestanden. 

Wenige Tage nach Absage des Termins 
teilte die zuständige Richterin Walter dem 
Rechtsanwalt dees angeklagten Genossen 
mit, dab das Verfahren wegen Geringfügig- 
keit eingestellt würde. Die Kosten des Ver- 
fahrens und die Anwaltskosten trägt die 
Staatskasse. 

Es ist offensichtlich, dla der wahre 
Grund für die Einstellung des Verfahrens 
nicht etwa die „Geringfügigkeit“ der an- 
geblichen Straftat ist, sondern vielmehr die 
Angst der Behörden dees deutschen Impe- 
rialismus vor der antifaschistischen Offent- 
lichkeit. 

Zur Finstellung des Verfahrens beigetra- 
gen haben nicht zuletzt verschiedene Arti- 
kel in der antifaschistischen Presse und die 
Publikationen von „Gegen die Strömung“, 
die anläßlich des Prozesses erschienen sind, 
vor allem das Flugblatt 7/99 (‚Gegen die 
‚Gewöhnung? an die tagtäglichen Nazi-Ver- 
brechen!“), die Broschüre „Kampf gegen 
Nazis und Nazifaschismus“ und das Plakat 


„Nazi-Morde 1989 bis 1999 — ein unvoll- 


ständige Chronik“. 

Frankfurt am Main, 12.8.1999 

Geg en die Strömung, Buchladen Georgi Di- 
mitroff, Vertrieb für internationale Literatur 
Flugblatt, Broschüre und Plakat giht’s gegen 
Rückporto bei: BuchladenGeorgi Dimitroff, 
Koblenzer Str. 4, 60327 Frankfurt/Main, Fax: 
(0 69) 73 09 20. 
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Rostocker Naziaufmarsch ’98 


Wird Verfahren ge- 
gen Nazis eingestellt? 


Am 19.9.98, vor fast einem Jahr, wurde un- 
ser Genosse Holger von Nazis in Rostock an- 
gegriffen und lebensgefährlich verletzt. 
Nachdem er wochenlang im Koma lag, 
kämpft er bis heute mit den Folgen des An- 
griffs und wird auf unabsehbare Zeit weiter 
mit den Reha-Maßnahmen befaßt sein. 
Nachdem der Mordkommission das Ver- 
fahren entzogen wurde, noch bevor Gut- 
achten und ZeugInnenaussagen vorlagen, 
ermittelten Polizei und Staatsanwaltschaft 
gegen den Täter wegen Verursachung eines 
Verkehrsunfalles. Das Gericht erwägt jetzt, 
das Verfahren gegen eine Geldauflage ein- 
zustellen, weil Holger „eine mögliche Mit- 
schuld“ unterstellt wird. 

Zur Erinnerung: Im letzten Sommer mo- 
bilisierten NPD und JN zu einem Naziauf- 
marsch als Höhepunkt ihres Bundestags- 
wahlkampfes nach Rostock-Lichtenhagen; 
dorthin, wo Faschisten gemeinsam mit dem 
deutschen Mob im August 1992 über meh- 
rere lage ein angekündigtes Pogrom gegen 
ein Wohnhaus ehemaliger vietnamesischer 
Vertragsarbeiterlnnen abhielten. Damals 
sah die Polizei tatenlos zu und beschäftigte 
sich hauptsächlich damit, die eher spärlich 
eintreffenden AntifaschistInnen einzusam- 
meln. Von seiten der bürgerlichen Parteien 
wurde vor allem Verständnis für die rassisti- 
schen Gewaltorgien geäußert und die Het- 
ze vom „Asylmißbrauch“ forciert. Betrof- 
fenheit wurde nur für das Erscheinungsbild 
Deutschlands im Ausland mobilisiert, 
ebenso wie die Befürchtung, der Tourismus 
in Mecklenburg könnte Schaden nehmen. 

Am 19.9.98 marschierten nun 3000 Nazis 


in Rostock-Dierkow, nachdem ihnen eine 
Kundgebung an der Stätte des Pogroms von 
"92 verboten wurde; geschützt von einem hi- 
storischen Großaufgebot der Polizei. 

‚Im Verlauf des lages kam es zu einem 
Überfall von 30 bis 40 Nazis auf das Antifa- 
Infozelt am Stadthafen. Holger befand sich 
zu diesem Zeitpunkt auf der Antifa-Demo., 
Als er von dem Nazi-Überfall hörte, ver- 
suchte er, zum Infozelt zu gelangen, und 
wurde auf dem Weg dorthin von einem Pkw, 
in dem 4 Nazis saßen, überfahren, 

"s gibt zahlreiche Zeugen, die den Tat- 
hergang beobachtet haben. Nach ihren 
Schilderungen hat der Wagen weder ver- 
sucht zu bremsen noch auszuweichen, ob- 
wohl dies ohne weiteres möglich gewesen 
wäre. Ein später erstelltes Gutachten der 
Dekra ermittelte die Geschwindigkeit des 
Wagens beim Aufprall auf ca. 80 km/h. 

Die Polizei hat alles dafür getan, den Her- 
gang der Tat zu verwischen. Mehrere Zeu- 
gen mußten darauf bestehen, vernommen 
zu werden, Spuren wurden erst nach Tagen 
gesichert. Der polizeiliche Unfallbericht 
wurde stark wertend und verharmlosend 
formuliert. Die Staatsanwaltschaft bemüh- 
te sich, die Tat als Verkehrsunfall darzustel- 
len und den faschistisch-gewalttätigen Hin- 
tergrund des Täters zu leugnen. Dem 
scheint jetzt auch das Gericht folgen zu wol- 
len. Seit November ’98 ist das Jugendgericht 
Tecklenburg zuständig. Angeklagt ist der 
Fahrer des Wagens wegen Körperverlet- 
zung. Nachdem der Jugendrichter das Ver- 
fahren an das Jugendschöffengericht abge- 
ben wollte, lehnte das Schöffengericht eine 
Übernahme ab mit der Empfehlung, das 
Verfahren gegen eine Geldbuße von 2000 
DM einzustellen wegen „Mitschuld des Op- 
ters“. Hierüber muß jetzt das Jugendgericht 
entscheiden, wobei Holger als Nebenkläger 
kein Widerspruchsrecht hat. 

Das Gericht versucht, einen Mordan- 
schlag von Nazis als Verkehrsunfall abzu- 
handeln, und will so faschistische Gewalt 
verharmlosen und dafür gesellschaftliche 
Akzeptanz schaffen. Dies findet Ausdruck 
e in der Art und Weise der Ermittlungsar- 
beit von Polizei und Staatsanwaltschaft 
ein der verharmlosenden Anklage wegen 
Körperverletzung 
und als Krönung in der Einstellung des 
Verfahrens wegen „Mitschuld des Opfers“. 
Wir werden das nicht hinnehmen. 

Wir fordern die Eröffnung des Verfahrens ge- 
gen den Täter und seine Verurteilung“ 


WIWA Wendland und SolidariTAT Ham- 
burg für das bundesweite Ya-Basta-Netz 
Wer in den e-mail-Verteiler zu diesem Thema 
aufgenommen werden möchte, mail an: ka- 
rawane@mail.nadir.org Stichwort Holger. 
Neben einer kontinuierlichen Verhreitungdes 
Sachstandes zum Prozeß und Prozeßbeglei- 
tung planen bzw. diskutieren wir eine Faxak- 
tion an Richter und/oder Staatsanwalt sowie 
eine bundesweite Antifademo am Ort des Pro- 
zesses zu Prozeßbeginn (oder in Rostock zum 
Jahrestag?). 


Wieso beob® 


en DHKP 


Das Interview mit Wolfgang Lettow wurde für 
die jungeWelt geführt und dort stark gekürzt 
und damit sinnentstellend veröffentlicht. Wir 
veröffentlichen die autorisierte Fassung, eine 
Passage wurde dabei etwas überarbeitet. - 
(Red.) 


Herr Lettow, in Hamburg findet seit Mona- 
ten ein Prozeß nach \129a- Bildung und Un- 
terstützung einer terroristischen Vereinigung 
— gegen die türkische Organisation Revolu- 
tionäre  Volksbefreiungspartei — Front 
ee statt. Die Organisation wurde 

1998 vom damaligen Innenminister Kanther 
verboten. Warum? 

Hintergrund für dieses Verbot sind die en- 
gen Beziehungen der NATO-Staaten BRD 
und Türkei auf allen Ebenen: wirtschaftlich, 
militärisch und eben auch politisch. So wur- 
den neben der PKK eben auch die DHKP- 
C verboten. Bereits 1983 wurde die Vorläu- 
fer-Organisation der DHKP-C, die Revolu- 
tionäre Linke (Dev-Sol), als sogenannte 
„terroristische Vereinigung“ verboten. 1992 
spaltete sich Dev-Sol. Eine der daraus her- 
vorgegangenen Gruppierungen ist die 
DHKP-C. Auch auf sie wurde das Dev-Sol- 
Verbot von 1983 angewandt. Dagegen erhob 
die DHKP-C Klage und bekam schließlich 
beim Bundesgerichtshof (BGH) im Febru- 
ar 1998 Recht. Die politische Verfolgung war 
demzufolge die ganzen Jahre über nicht ju- 
ristisch abgesichert. Um die illegale Verfol- 
sungspraxis im Nachhinein zu legitimieren, 
erließ Kanther am 13. August 1998 auch ein 
Verbot gegen die DHKP-C. Die offizielle Be- 
sründung lautete, innerhalb der DHKP-C 
habe es seit 1995 eine „terroristische Verei- 
nigung“ gegeben. Damit wurde die Grund- 
lage für diese Prozesse geschaffen. 

Im Verlauf dieses Prozesses wurden in- 
zwischen drei Männer zu hohen Haftstra- 
fen verurteilt. Zwei weitere müssen sich ge- 
senwärtig vor dem für \129a zuständigen 
Oberlandesgericht (LG) Hamburg verant- 
worten. Vermutlich wird noch gegen etwa 
30 weitere Personen ermittelt. Ein Ende des 
Prozesses ist noch lange nicht abzusehen. 
Den Männern wird neben „Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Vereinigung“ noch 
„Erteilung von Mordbefehlen“, „versuchter 
Totschlag“ und in einem Fall „Mord“ vor- 
geworfen. 

Die Bundesanwaltschaft bewegt sich auf 
sehr dünnem Eis, was die Beweislage an- 
geht. Die Verdächtigungen begründen sich 
ausschließlich auf Aussagen von Mitarbei- 
tern des Verfassungsschutzes und einem 
Kronzeugen. Es gibt keinen einzigen schlüs- 
sigen Beweis. Der Richter, Herr Mentz, der 
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seinen Job bereits viele Jahre macht und 
schon deutsche Linke oder kurdische poli- 
tische Gefangene für lange Zeit hinter Git- 
ter brachte, sieht seine Aufgabe mehr oder 
weniger darin, den Part der Bundesanwalt- 
schaft zu übernehmen. Das heißt, er hat den 
Boden der Neutralität verlassen und wurde 
vom Richter zum Kläger. Sein Bestreben ist 
es, politische Aktionen auf einen kriminel- 
len Akt zu reduzieren. 

Alle Richter, die in den politischen Straf- 
senaten sitzen, sind besonders ausgebildet. 
Aber Richter Mentz ist darüber hinaus als 
Scharfmacher bekannt. Er hat beispielswei- 
se dem Prozeß gegen Souhaila Andrawes, 
der Palästinenserin, die als einzige Mogadi- 
schu überlebte, vorgesessen. In ihrer Er- 
klärung sagte Frau Andrawes, Monika Haas 
habe die Waffen für die Entführung der 
Landshut nicht besorgt. Richter Mentz er- 
klärte diese Aussage für „nicht prozeßrele- 
vant“ und hat somit die Entlastung von Mo- 
nika Haas verhindert. Aber das ist nicht das 
einzige. Insgesamt ist das Klima im Ge- 
richtssaal von einem starkem Verfolgungs- 
willen geprägt. Zeugen, die die Angeklagten 
entlasten, werden eingeschüchtert und 
selbst mit einem § 129a Verfahren überzo- 
sen. Beweisanträge der Anwälte werden 
willkürlich abgelehnt. Die Akustik im Zu- 
schauerraum ist miserabel. Obwohl es die 
Möglichkeit gibt, Lautsprecher einzuschal- 
ten, damit die türkischsprachigen Zu- 
schauerInnen die Ubersetzung der Ge- 
richtsdolmetscherin auch verstehen kön- 
nen, werden diese nicht benutzt. Für mich 
ist das ein Ausdruck von Rassismus. 


Sie erwähnten die Spaltung von Dev Sol. Daß 
es innerhalb einer Organisation unterschied- 
liche Positionen gibt, die irgendwann viel- 
leicht miteinander unvereinbar werden, das 
kommt häufiger vor. Nur leider ist es bei die- 
ser Spaltung zu sehr unschönen Szenen ge- 
kommen. Es wurde mit Bedrohungen gear- 
beitet, und es gab auch Tote. 

Innerhalb der DHKP-C wurde sich selbst- 
kritisch und intensiv damit auseinanderge- 
setzt. Heute wird der bewaffnete Kampf in- 


nerhalb der Organisation als falsch angese- 
hen. Einer der Verurteilten, Seraffetin G., 
der als „Rädelstührer“ angeklagt war, hat in 
seiner Prozeßerklärung dazu Stellung ge- 
nommen. Er hat die volle politische Ver- 
antwortung für diese Phase übernommen. 


Außer den Querelen innerhalb der Organisa- 
tion ist über die DHKP-C hier wenig bekannt. 
Wie sind Sie dazu gekommen? 

Ich setze mich seit langem mit politischen 
Gefangenen auseinander. Mich interessie- 
ren ihre Geschichte und außerdem Knast- 
kämpfe in der ganzen Welt. Als 1996 in der 
Türkei der große Hungerstreik gegen die 
Einführung der Isolationshaft war und da- 
bei 16 Genossinnen und Genossen ihr Le- 
ben ließen, stieß ich auf die DHKP-C, die 
diesen Kampf konsequent unterstützte: 
Acht der Gefangenen war von Dev Sol bzw. 
der DHKP-C. Das hat mich neugierig ge- 
macht. Mich hat das politische Konzept an- 
gesprochen. In den proletarischen Wohn- 
quartieren und den BElendsvierteln werden 
Volksräte gegründet. Daneben gibt es auch 
militante Aktionen. Beispielsweise war die 
DHKP-C eine der wenigen Organisationen, 
die während des NAl’O-Krieges gegen Ju- 
goslawien versuchte, einen Anschlag auf ei- 
ne US-Militäreinrichtung zu verüben. Das 
ist hier nur weitestgehend untergegangen. 
Bei der internationalen Konferenz „Freiheit 
für alle politischen Gefangenen - weltweit“ 
Ostern in Berlin bin ich dann einigen Ver- 
tretern der DHKP-C begegnet. Siemachten 
einen aufgeschlossenen Eindruck auf mich. 
Wir haben viel miteinander diskutiert. Sie 
schätzen es selbst so ein, daß sie sich in der 
Vergangenheit zu wenig mit der Situation 
hier in der BRD, mit der deutschen Linken 
und mit den staatlichen Repressionen aus- 
einandergesetzt haben. Das wollen sie än- 
dern, und die Teilnahme an der Konferenz 
war ein erster Schritt dazu. 


Nun läßt sich aber bei aller Sympathie die Art 
der DHKP-C, Politik zu machen, nicht gera- 
de als demokratisch bezeichnen. Tedenfalls 
nicht in der Vergangenheit. Und auch wenn 


sich damit intensiv auseinandergesetzt wur- 
de, ein bitterer Nachgeschmack bleibt doch. 
Linke sind keine Gutmenschen, d.h. sie 
machen auch Fehler. Aber trotzdem ist das 
für mich kein Grund, jetzt die Solidarität zu 
verweigern. Ich habe die Prozesse besucht, 
weil mir Richter Mentz ein Begriff war und 
weil ich mir selbst ein Bild machen wollte 
von dem, was da passiert. Klassenjustiz 
bleibt Klassenjustiz. Das muß eine Motiva- 
tion für unsere Solidarität sein. Generell ist 
mein Verhältnis zu linken Organisationen 
kritisch und offen. Ches „neuen Menschen“ 
zu schaffen, bedarf unser aller Anstrengung. 
Kritik ist für mich unverzichtbarer Be- 
standteil von Solidarität. Nur, diese Ausein- 
andersetzung führe ich als Linker mit Lin- 
ken und überlasse sie nicht den Gerichten. 


Die Repressionswelle 
gegen die DHKP-C 
läuft weiter 


Prozeßbeginn im Verfahren 
gegen den DHKC-Europasprecher 
Mesut Demirel 


Während einer brutalen Hausdurchsu- 
chung beim im Köln ansässigen Anadolu- 
Verlag wurde der Furopa-Pressesprecher der 
DHKC, Mesut Demirel, am 17. November 
1998 auf menschenunwürdige Art und Wei- 
se festgenommen. Seine Festnahme gesch- 
ah, als er den Verlag besuchte. 

Die Beamten des BKA forderten Mesut 
Demirel auf, seine Hände zu zeigen, wohl 
wissend, daß er diese bei einem Jahre 
zurückliegenden Unfall verloren hatte. Die 
anderen im Verlag anwesenden Menschen 
sahen nur noch, wie Demirel auf dem Bo- 
den hinausgeschleift wurde und wie man 
krampfhaft versuchte, um seine Handge- 
lenke trotz allem noch Handschellen anzu- 
legen. 

Mesut Demirel ist seit 1993 anerkannter 
Flüchtling und lebt in einer auf seinen Na- 
men angemeldeten Wohnung etwas außer- 
halb von Köln. Des weiteren ist er Mitglied 
der IG Medien und freier Journalist, der 
auch verschiedene Fernschauftritte hatte. 
Diese Festnahme war eine spektakuläre Ins- 
zenierung im Zusammenhang der Krimi- 
nalisierung der DHKP-C. Es wurde noch am 
gleichen Tag Haftbefehl erlassen. Mesut 
Demirel wurde wegen „Rädelsführerschaft 
in einer terroristischen Vereinigung“ ange- 
klagt. Sein Prozeß beginnt am 8. September 
um 9.30 Uhr am Hamburger OLG. Ein wei- 
terer § 129a-Nachfolgeprozeß in der Abur- 
teilungsserie von DHKP-C-Sympathisan- 
ten und -Anhänger. Die Staatanwaltschaft 
fordert zwischen 5-7 Jahre Haft. In der An- 
klage sind alle Punkte aufgelistet, für die 
ebenfalls Serafettin G. im DHKP-C-Haupt- 


prozeb angeklagt und verurteilt worden ist. 

Frwähnenswert ist darüber hinaus, daß 
Demirels Festnahme und die Stürmung des 
Anadolu-Verlages 5 Tage nach dem Besuch 
des Chefs des türkischen Geheimdienstes 
MIT, Necati Bilican, erfolgte. Bis dahin tat 
sich nach dem Organisationsverbot vom 13. 
August 1998 nichts. In derselben Nacht 
wurden außerdem noch 11 Häuser und 
Wohnungen in NRW wegen Verdachts auf 
„Gefahr im Verzug“ gestürmt. 

Der 43 Jahre alte Mesut Demirel war in 
der "Türkei nach dem Militärputsch insge- 
samt 8 Jahre in diversen Militärgefängnis- 
sen und einer der 1500 Angeklaften im „De- 
vrimcı-Sol-Mutterprozeß“, der 1981 be- 
gann. 1978 verlor er beide Hände und ein 
Auge während einer bewaffneten Aktion, als 
ihm Sprengstoff in den Händen explodier- 
te. 

Er befindet sich noch bis zum 31. August 
auf der Pflegestation in der JVA Bochum, 
dann wird er pünktlich zum Prozeß nach 
Hamburg gebracht. Wo er dort unterge- 
bracht wird, ist noch unbekannt. Was fest- 
steht ist, daß er, der „normalerweise“ 24 
Stunden am tag auf eine Pflegerin ange- 
wiesen ist, auch auf der Pflegestation des 
Knastes nicht allein zurechtkommen kann. 
So zerbrachen im sein Glasauge und eben- 
falls das Ersatzglasauge. Nach langem Hin 
und Her wurde ihm nun endlich ein neues 
Auge angepaßt. 

Mesut Demirel besitzt noch weitere ge- 
sundheitliche Probleme, die durch seinen 
damaligen Unfall bedingt sind. Die Kondi- 
tionen im Knast verschlechtern diese si- 
cherlich zunehmend. 


Haftbedingungen der anderen 
DHKP-C-Gefangenen 


Auch andere Gefangene der DHKP-C-An- 
hänger (derzeit insgesamt 11) sind gesund- 
heitlichen Belastungen ausgesetzt, die sich 
im Knast teilweise stark verschlechtert ha- 
ben. Der zu 10 Jahren wegen „Rädelsfüh- 
rerschaft“ verurteilte mutmaßliche 
Deutschlandverantwortliche Serafettin G. 
leidet an Diabetis, die sich so verschlimmert 
hat, daß sich in seinen Handflächen Ge- 
schwulste gebildet haben und die Krankheit 
auher Kontrolle geraten ist. Lange Zeit wur- 
de Serafettin G., der in der JVA Werl sitzt, 
nicht zu einem Gespräch mit der Knastlei- 
tung vorgelassen, wo er auf seinen gesund- 
heitlichen Zustand aufmerksam machen 
wollte. Dieses Gespräch wird mit jedem 
„Neuankömmling“ geführt, und erst da- 
nach hat er die ‚vollen Rechte“, soweit es so 
etsas in deutschen Knästen überhaupt gibt. 
5 Monate, nachdem er schon im Knast war, 
wurde ihm endlich dieses Gespräch gestat- 
tet. Serafettin G. befindet sich auf einer Sta- 
tion, ohne andere türkisch- oder englisch- 
sprechende Gefangene, einem Deutschkurs 
hat die Gefängnisleitung erst vor kurzem 
zugestimmt, das Datum für den Beginn ist 
noch immer nicht bekannt. 

Des weiteren hat die Staatsanwaltschaft 


auch ein Ermittlungsvertahren wegen an- 
geblichen „Mordes“ gegen den bereits ver- 
urteilten Serafettin G. eröffnet. Dieses neue 
rmittlungsverfahren steht im Zusammen- 
hang mit der Mordanklage gegen Ilhan Y. 
(siehe letzte Ausgabe des Angehörigen In- 
fos). Für den dort zur Zeit verhandelten 
„Mord“ soll nun ebenfalls der mutmaßliche 
Deutschlandverantwortliche und „Rädels- 
führer“ verantwortlich gemacht werden!!! 

Auch der im DHKP-C-Hauptprozeß ne- 
ben Serafettin G. zu 5 Jahren verurteilte Alı 
E. hatte mit seinen Haftbedingungen im 
Gefängnis Santa Fu zu kämpfen. Laut Ur- 
teil sollten die Gefangenen nicht den | 
129a-Haftbedingungen unterliegen. Ali F 
wurde aber von der Gefängnisleitung iso- 
liert, da es sich um ein „Mitglied der terro- 
ristischen Vereinigung innerhalb der 
DHKP-C“ handeln soll. Man steckte ihn 
zwischen Schwerstkriminelle und ermahn- 
te diese noch vorher, daß erein „gefährlicher 
Terrorist“ sei! Ali E. ist ebenfalls schwer 
krank. Er hat ein Venenleiden an Knien und 
Beinen und müßte, nach ärztlichen Ange- 
ben, eigentlich operativ behandelt werden. 
Man steckte ihn aber auf die Isolationssta- 
tion Dora Il und verwehrte ihm sogar Sport. 
Stützstrümpfe und die zwei Flaschen Mi- 
neralwasser, die ihm der Arzt verordnet hat- 
te. Ali E. begann daraufhin Mitte Mai einen 
39 Tage andauernden Hungerstreik. Heute 
befindet er sich im „normalen“ Vollzug. Die 
notwendige Operation wird ihm allerdings 
weiterhin verweigert. 

Erdogan C., ebenfalls im Hauptprozeß 
angeklagt und zu 7 Jahren Haft verurteilt, 
hat man in der JVA Aachen gezielt zwischen 
tarkische. MHP-Faschisten gesteckt. 

2 Ilhan Y., der derzeit am 
F lamburger OLG zu einer 
lebenslangen Haftstrafe 
unter Berücksichtigung 
einer „besonderen Schwe- 
re der Schuld“, als zu 25 
ee Jahren oder mehr verur- 
teilt erden soll, befindet sich seit einem 
Jahr ın Isolation. Diese Haftmaßnahme und 
die angespannte Stimmung im Prozeß ha- 
ben ebenfalls den 33jährigen Ilhan Y. ge- 
sundheitlich stark angegriffen. 

Desweiteren setzt die Gefängnisleitung 
besondere Maßnahmen ein, um den psy- 
chologischen Druck auf ihn zu erhöhen. 
Seit Anfang diesen Jahren werden ihm 9 
CDs, die er bestellt hatte, nicht ausgehän- 
digt. Man erfindet unglaubliche Ausreden 
hierfür; von der vermeintlich unzulässigen 
Verpackung über den Ort, von dem die CDs 
abgeschickt wurden (Bestellungen von Ver- 
trieben außerhalb Hamburgs sind verboten, 
Ilhan Y. hatte seine CDs bei einer Firma in 
Dortmund bestellt), zuletzt fehlte ein von 
der Gefängnislietung auszustellendes For- 
mular. Angeblich soll der vom Gefangenen 
gestellte Antrag an die Gefängnisleitung 
nicht ausreichen! Briefe werden erst Mona- 
te süäter weitergeleitet, der Kontrollrichter 
der 3. Strafkammer am OLG scheint erst al- 
le Briefe zu sammeln, bevor er sie kontrol- 
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liert. 

Da Ilhan sich in Isolationshaft befindet, 
darf er selber nicht einkaufen, sondern er- 
hielt nach langem Hin und Her eine Ein- 
kaufsliste. Allerdings auf deutsch, er spricht 
aber nur türkisch. Fine auf türkisch über- 
setzte Liste wurde verwehrt. 

Die Entwicklungen in seinem Prozeß sind 
schon angespannt genug, will man ihn doch 
wegen angeblichen Mordes verurteilen, ob- 
wohl sich während der Beweisaufnahme 
herausgestellt hat, daß der Mordvorwurf ge- 
gen ihn eigentlich nicht haltbar ist. 

Briefe, Bücher, Zeitungen, die für einen 
Gefangenen die einzige Verbindung nach 
draußen darstellen, da Besuchsanträge mei- 
stens mit dem 129a-Vorwurf abgeschmet- 
tert werden, sind für die psychologische 
Druckausübung der größte Joker. Diese 
Waffe wird auch gegen die 2 Gefangenen in 
der JVA Hoechst ausgeübt. Ein Brief von In- 
an À. berichtete davon, daß Briefe erst nach 
2-3 Monaten ausgehändigt werden und 
Zeitungen verspätet ankommen. 

Inan A. und Akin A. werden im Dezem- 
ber am OLG Frankfurt angeklagt. Sie wur- 
den im September letzten Jahres festge- 
nommen und befinden sich seitdem immer 
noch in U-Haft, es besteht anscheinend kei- 
ne große cile von Seiten der Staatsanwalt- 
schaft, den Prozeß beginnen zu lassen. Das 
Datum wurde nunmehr zum dritten Mal 
verschoben. 


Entwicklungen außerhalb der 
Prozesse: Besuche vom BKA und 
Verfassungsschutz 


Besuche von BKA und VS häuften sich in 
den vergangenen 1-2 Monaten. Nachdem 
der Angeklagten Ilhan Y. einen Deal auf Ver- 
fahrensverkürzung abgelehnt hatte und von 
einer Unschuld und der Forderung , des Ver- 
teidigungsrechts sprach (15 Jahre, falls Ge- 
fängnis, sonst „besondere Schwere der 
Schuld“), gingen auch die Repressionen 
draußen los. 

Hier einige Beispiele von „Ermittlungs- 
maßnahmen“: 

Das BKA und Vertassungsschutz besuch- 
ten Dutzende Familien und Personen, de- 
nen man die „Mitarbeit“ anbot. Menschen 
die jede Zusammenarbeit mit dem deut- 
schen Repressionsapparat ablehnten wur- 
den mit strafrechtlicher Verfolgung und Ab- 
schiebung bedroht. 

Finer Person bot man neben finanzieller 
Unterstützung und Aufenthaltserleichte- 
rungen sogar eine „deutsche Frau“ an. Man 
sagte ihm, er würde dadurch keine Schwie- 
rigkeiten bei der Besorgung eines deutschen 
Passes haben. 

Fine weitere Person bekam zuerst ein $ 
129a-Ermittlungsverfahren wegen „Unter- 
stützung“ eröffnet. Bei einem Besuch beim 
Sozialamt, wo er seine Sozialhilfe abholen 
wurde, sperrte man ihn ein Zimmer ein, 
drohte ihm mit Abschiebung und einem 
Prozeß und forderte unverblümt seine Mit- 
arbeit. 
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und 


Ohne Durchsuchungsbefehl drang man 
in eine Wohnung ein, in der zu dem Zeit- 
punkt nur die 6jährige Tochter anwesend 
war, und stöberte herum. Zuletzt hinterließ 
man noch einen Brief an die Eltern auf dem 
Tisch, bevor man die Wohnung verließ. 

Finer Person wurde von Personen türki- 
scher Abstammung besucht, die erzählten, 
daß sie vom MIT kämen und man wisse, daß 
er Sympathisant sei und in den Verein gin- 
ge. Sie drohten, ihn aus dem Fenster seiner 
Wohnung zu schmeißen un 

Die Zahl der Personen, von denen be- 
kannt ist, daß sie einen Besuch abgestattet 
bekamen und die man um Mitarbeit bat, 
beträgt an die 100. In den meisten Fällen 
bekamen diese Menschen gleichzeitig eröff- 
net, daß sie mit einem § 129a-Verfahren zu 
rechnen haben. 


Prozeßgruppen zu den DHKP-C-Prozessen 


Die nächsten Prozeßtermine: 

Prozeß gegen Mesut Demirel: Mi, 8.9., 9.30 
Uhr, OLG Hamburg; 15. und 16.9., 22. und 
23.9., 29. und 30.9. 

Prozeß gegen Ilhan Yelkovan: Mo, 6.9., 14 
Uhr, OLG Hamburg 

Weitere Infos bekommt Ihr von den Prozeß- 
gruppen, Postfach 35 4 67623 Kaiserslau- 
tern, Fax: (06 31) 4 57 22, Tel.: (01 73) 9 46 
70 78, e-Mail: kisk@gmx.de 


Presseerklärung der Zentralkoordination der Ge- 
füngnisse, Türkei 


Veriegung ins 
„Sarggefängnis“ 
zurückgeschlagen 


Unsere Aktionen, die mit der Verlegung von 
Kemal Ertürk und Bülent Ertürk in das 
„>arggefängnis“ von Eskisehir (Definition 
der revolutionären Gefangenen für das Zel- 
lensystem im Gefängnis von Eskisehir) be- 
gannen, wurden gemeinsam durch die zu- 
letzt durchgeführten Barrikaden- und Gei- 
selnahmeaktionen erfolgreich beendet. Der 
Staat mit seiner Haltung „Ich habe es getan 
und fertig“, „Die Forderungen sind nicht ak- 
zeptabel“ , „Der Staat verhandelt nicht mit 
Terroristen“ gegenüber unseren drei Mona- 
te andauernden Bemühungen, Gesprächs- 
verhandlungen und eine Lösung der Frage 
herbeizuführen, wurde durch die ent- 
schlossene und hartnäckige Haltung der re- 
volutionären Gefangenen zur Umkehr ge- 

zwungen, und der Faschismus wurde damit 
erneut in die Knie gezwungen. Ein weiteres 
Mal wurden Rechtswidrigkeit, Lügen und 
die leere Show des Staates verurteilt. Der fa- 
schistische Staat hat unsere wichtigsten 
Forderungen, denen er sich vorher seit drei 
Monaten mit Drohungen und Intrigen ver- 
weigert hatte, anerkannt. Es kam daraufhin 
zu einer Verständigung mit der CMK (Zen- 


tralkoordination der Gefängnisse). 

Mit diesem Abkommen konnte folgendes 
erreicht werden: 

1)Die Verlegung von Kemal Ertürk und 
Bülent Ertürk vom Eskisehir-Gefängnis 
zum Nevschir-Gefängnis. Kemal und 
Bülent werden nicht isoliert und in Sonder- 
zellen gesperrt. Ihr Platz ist an der Seite der 
revolutionären Gefangenen. 

2) Die Zusage der Forderung, Cemalettin 
Polat, der aus dem Cankiri-Gefängnis ent- 
führt und im Eskisehir-Gefängnis in Isola- 
tionshaft genommen wurde, ins Bartin-Ge- 
fängnis zurückzuverlegen, bedeutet," daß 
dieser Praktik des Staates ein Einde gesetzt 
unddaßeinerechtswidrige Bestrafung nicht 
zugelassen wurde. Unsere Aktion hat mit ei- 
nem Sieg geendet, indem zugunsten der re- 
volutionären Gefangenen das „Sarggefäng- 
nis“ von Eskisehir zum viertel Mal ge- 
schlossen werden konnte. Man hat den 
Preis, der bei einem Todesfasten und bei un- 
befristeten Hungerstreiks zu bezahlen wä- 
re, in Kauf genommen und sich erneut ver- 
sichern lassen, daß das „Sarggefängnis“ von 
Eskisehir nicht für revolutionäre Gefange- 
ne geöffnet wird. Man will das Eskisehir-Ge- 
fängnis zu einem Zentrum der Isolations- 
und Zellenpolitik machen. Wir haben dem 
Feind infolge unserer Aktion ein weiteres 
Mal dazu bewe egt anzuerkennen, daß wir die 
Durchführung dieser seit langem existen- 
ten Politik nicht zulassen werden. Die Zu- 
sage der Forderung nach Verlegung unserer 
Freunde bedeutet, daß die Durchführung 
dieser Politik erst einmal beendet ist. Der 
Isolations- und Zellenzwang des faschisti- 
schen Staates wurde nochmals gebrochen. 
Unsere Aktion hat gezeigt, daß alle revolu- 
tionären Gefangenen gegenüber jeglicher 
Isolations- und Z ellenpolitik und anderen 
politischen Angriffsversuchen, die mit dem 
Entzug von Rechten verbunden sind, eine 
unbeugsame Haltungeinnehmen und auch 
in Zukunft einnehmen werden, indem sie 
dafür jeden Preis in Kauf nehmen. Auch 
zeigte sie dem Staat, daß er die Zentralko- 
ordination der Gefängnisse (CMK) als Par- 
teianzuerkennen hat, was dieser zuvor nicht 
akzeptieren wollte. Die CMK kann nicht ig- 
noriert werden, denn hinter ihr steht eine 
bedeutende Kraft der Gefangenen. Solange 
sie existiert, kann eine Politik wie diese nicht 
umgesetzt werden. Unsere Aktion hat 
nochmals deutlich gezeigt, daß unsere Ant- 
wort gegenüber der Politik des Staates, die 
revolutionären Gefangenen zu unterwerfen 
und zur Aufgabe zu zwingen, ein unbeug- 
samer Widerstand bis zum Tod sein wird. 
Erneut wurde unter Beweis gestellt, daß die 
revolutionären Gefangenen nicht gebro- 
chen werden können und daß diejenigen, 
die auf revolutionärem Boden stehen, auch 
unter den schwierigsten Bedingungen 
selbstlos handeln werden. (...) 

CMK (TKP-ML), TIKB, TKP (ML), DHKP- 
C, TKEP-L, Direnis Hareketi 


Gruppe Internationaler InfoDienst 


Appell zur Unter- 
stützung der ange- 
klagten Bauern und 


ihrer gewerkschaftli- 


chen Organisationen 
in Frankreich 


Fünf militante Bauern sind wegen „ge- 
meinsam verursachter Sachbeschädigun- 
gen und angedrohter Zerstörungen“ ange- 
klagt: Sie organisierten oder beteiligten sich 
an einer Demonstration vor einem sich im 
Bau befindlichen MeDonald’s-Restaurant 
in Millau (12), das von den Demonstranten 
teilweise demontiert wurde. Die Angeklag- 
ten riskieren Gefängnisstrafen und hohe 
Geldbußen. Einer der Beteiligten (Jose Bo- 
vé) bleibt vorläufig inhaftiert; die anderen 
vier wurden nur gegen eine übermäßig ho- 
he Kaution von 420 000 Francs freigelassen. 
Und dies, obwohl die ganze Aktion friedlich 
und gewaltfrei gegen Personen verlief und 
auch nichts beschädigt oder zerstört wurde 
(das demontierte Material wurde vor der 
Präfektur deponiert). Mit dieser Veranstal- 
tung wollte man gegen die Globalisierung 
des Warentausches protestieren, die zu ab- 
surden wirtschaftlichen Kriegen führt (Kon- 
flikt zwischen USA/EG wegen Finfuhrver- 
bots von Rindfleisch mit Hormonen aus den 
USA und die daraus resultierenden Vergel- 
tungsmabnahmen der USA), und auch ge- 
gen die geplanten Einschränkungen der na- 
tionalen Souveränität im wirtschaftlichen, 
sozialen und den Umweltschutz betreffen- 
den Bereich während der nächsten Welt- 
handelskonferenz (nach der neuesten Re- 
form der europäischen Landwirtschaftspo- 
litik). 

Diese Proteste wollten „auf das Recht der 
Bauern und Völker pochen, sich nach eige- 
nem Gutdünken ernähren zu können“. 
Das Verhalten der Polizei und die gerichtli- 
chen Verfügungen stehen in völligem Wi- 
derspruch zu den Fakten und Absichten der 
Beteiligten. Sie huldigen damit auf unwür- 
dige Weise den transnationalen Unterneh- 
men. Die Anklage und Verhaftung der fünf 
militanten Bauern ist des weiteren eine 
schwerwiegende Beschneidung der gewerk- 
schaftlichen Freiheit. Davon ist nicht nur 
die Gewerkschaft „Confédération Paysann“ 
betroffen, sondern alle (sowohl als Indivi- 
duen als auch als Organisationen), die für 
die grundlegenden gewerkschaftlichen 
Freiheiten kämpfen wollen (Demonstrati- 
onsrecht, Streikrecht). 

Die „Confederation Paysanne“ fordert alle 
auf, die angeklagten Bauern und ihre Fami- 
lienangehörigen materiell und moralisch zu 
unterstützen. Sie ruft Personen und ge- 
werkschaftliche und andere Organisationen 


< ren kämpfte sie, unterstützt von einer 
. breiten Bewegungin den USAundin Ita- 
lien, für diese Verlegung, nicht zuletzt 
: deshalb, weil nach dem Tod ihrer Schwe- 
< ster ihre 82jährige Mutter allein in Rom 
| zurückgeblieben ist. 1990 unterstützten 
< rund I Million Menschen in Italien ihren 
; Antrag auf Verlegung; auch verschiede- 
; ne italienische Regierungen setzten sich 
; dafür ein; 1992 und 1994 setzten sich re- 
< ligiöse Prominente in den USA für sie 
‚ein, 1992 1.000 US-BürgerInnen, 1993 
< 1000 LäuferInnen des New York Mara- ' 
thons. 1995 stimmte auf Druck der ; 
< wachsenden Solidaritätsbewegung das 
; Europäische Parlament einstimmig für 
< ihre Verlegung nach Italien. Die US-Re- 
< gierung hat die Verlegung bis jetzt im- 
-mer abgelehnt, obwohl auch sie der 
| Straßburger Konvention von 1983 beige- 
| treten ist, nach der ausländische Gefan- 
< gene nach einer bestimmten Zeit - für 
| sie wäre das 1993 gewesen - in ihr Hei- 
; matland zu verlegen sind. Erst jetzt, am 
: 11. Juni dieses Jahres, hat sie sich dazu 
; bereit erklärt. Jedoch hat sie durchge- | 
\ setzt, daß Silvia Baraldini mindestens 25 
< Ihrer 43 Haftjahre absitzen, d.h. bis 2008 
< im Gefängnis bleiben muß. Trotzdem 
< sieht sie selbst und die Solidaritätsbewe- 
< gung die Verlegung als Erfolg. 


die Black Panthers in den USA unter- 
< stützt. Sie selbst hat nie an einer bewaff- 


auf, Unterstützungskomitees zu gründen, 
die nebst der Hilfe für die Betroffenen und 
ihre Familienangehörigen folgende Ziele 
verfolgen: 

Freilassung der Verhafteten und endgülti- 
ger Freispruch für alle 

Verteidigung der gewerkschaftlichen Rech- 
te und Denunzierung der Repression gegen 
diese Bauern, ihre Angehörigen und ihre ge- 
werkschaftliche Organisation 

Der Wortführer: Francois DUFOUR 

Der Generalsekretär: Patrice VIDIEU 
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< Nach 16 Jahren Gefängnis in den USA ; 
¿wurde Silvia Baraldini, italienische 
| Staatsangehörige, antiimperialistische 
; politische Gefangene, in ein italieni- 
; sches Gefängnis verlegt. Seit zehn Jah- 


In den 60er Jahre hat Silvia Baraldini 


| neten Aktion teilgenommen, jedoch zu- 
; gegeben, Sekou Adingo eine Waffe be- 
; sorgt zu haben. Außerdem wurde sie ver- 
< urteilt, weil sie Asssata Shakur zur Flucht 
: verholfen habe. Dafür bekam sie 1983 43 
< Jahre Gefängnis, die sie bis Ende August 
: unter unmenschlichen Bedingung im 
< berüchtigten Gefängnis Lexington, Ken- 
\ tucky, absaß. (Quelle: www. justice-for-sil- 
;via.org (auch die Bilder), sowie Radio 
© Klas 
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Richten Sie Ihr Schreiben zur Unterstüt- 
zung der Angeklagten an: 

Confédération Paysanne Nationale, 81 ave- 
nue de la République, F-93170 Bagnolet. 
Tél: 00 33 (0) 143 62 04 04, Fax: 00 33 (0) 
143 62 80 03; e-Mail: confpays@globe- 
net.org oder: Confédération paysannne 
Aveyron, 7, rue Pénavayre, F-12000 Rodez, 
Tel./Fax: 00 33 (0) 565 67 44 98. 
(Unterstützungsbeiträge bitte an „Con- 
federation Paysanne“ mit dem Vermerk 
„Hilfe für die Angeklagten in Millau“) 
Vielen Dank im voraus 
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Rundbrief über die Gefangenen aus der japanischen Roten Armee - Teil 2 


Zur Lage politischer Gefangener 


Ein weiteres Beispiel ist Ms. Nagata, führen- 
des Mitglied der Vereinten Roten Armee 
Gruppe, eine politische gefangene, und we- 
gen ihrer Position bei einer Operation in 72 
(wahrscheinlich I ydda-Operation) ist sie Ziel 
einer unangemessenen Behandlung. Sie ist in 
der Todeszelle. Sie leidet an einer Schilddrü- 
senüberfunktion (Basedowsche Krankheit), 
und trotz wiederholter Anträge wird ihr eine 
Behandlung verweigert. Erst nachdem jahre- 
lang dafür appelliert wurde, wurde ihr gestat- 
tet, sich der nötigen Operation zur Enttfer- 
nung eines Gehirntumors zu unterziehen. 
Selbst heute leidet sie an akuten Kopf- 
schmerzen und anderen Symptomen, die 
durch die Isolationshaft hervorgerufen wer- 
den. 

Ms. Fkita kann die Zelle nur mit Hilfe ei- 
nes Rollstuhls verlassen. 

Bei der Einlieferung in das TDC gibt es ei- 
ne medizinische Routine-Untersuchung. Die 
ärztlichen fragen nach chronischen Erkran- 
kungen, Medikation, Gewichtskontrolle, 
Röntgen, etc. Ca. alle 2 Monate gibt es die 
Möglichkeit, einen Knastarzt und Zahnarzt 
für Beschwerden aufzusuchen. Haare schnei- 
den und rasieren ist alle 45 Tage bei Mitge- 
fangenen, die sich als Friseure betätigen, mög- 
lich. Alteren gefangenen ist es manchmal er- 
laubt, Fahrstühle und Rollstühle zu benut- 
zen. 

In Einzelzellen sind außer politischen Ge- 
fangenen Altere, Drogenabhängige, Dealer 
und psychisch Kranke. 


Verletzung des verfassungsmäßi- 
gen Rechts auf einen gerechten 
und fairen Prozess : 


In jeder Isolationzelle ist ein Buch mit Be- 
stimmungen, in welchem jedem angeklagten 
verordnet wird, sich gut auf seinen Prozess 
vorzubereiten. Aber die TDC-Leitung inter- 
veniert in die Vorbereitung, z. B. durch das 
verbot, bestimmte Bücher oder Schriftstücke 
von Anwälten an die gefangenen auszuhän- 
digen. Es ist möglich, sich deswegen beim 
TDC-Leiter zu beschweren, aber das zeigt 
keinen Erfolg. Als Grund des Nichtaushändi- 
gens wird „das Befolgen von Anordnungen“ 
angegeben. 

Wie in Ms. Ekitas Fall erwähnt, kann nicht 
alles für eine Verhandlung wichtige Material 
in einer Einzelzelle aufbewahrt werden. Er- 
laubt sind gerade mal 2m Übereinanderge- 
stapeltes. Für das verbot, mehr in der Zelle 
aufzubewahren, gibt es weder eine wissen- 
schaftliche noch eine juristische Erklärung. 
Linke politische Gefangene müssen die Er- 
laubnis bekommen, mehr Material in der Zel- 
le aufbewahren zu können. 
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Es dürfen sich nur 3 Notizbücher in ei- 
ner Einzelzelle befinden : eines für das ver- 
fahren, eines zum studieren und eines für 
verschiedenes. Diese Notizbücher werden 
monatlich von der Knastsicherheit über- 
prüft. Für das Schreiben in einer auslän- 
dischen Sprache wird eine Erlaubnis 
benötigt. Wenn ein Notizbuch voll ge- 
schrieben ist und der Gefangene es in der 
Zelle behalten will, braucht es auch dafür 
eine Erlaubnis. Sogar dann, wenn es für 
den Prozess gebraucht wird. Sobald also 
die Taktiken und Herangehensweisen für 
den Prozess im Notizbuch niederge- 
schrieben sind, sind sie für die Knastlei- 
tung offen. Wie kann so ein gerechtes und fai- 
res Verfahren erwartet werden? 

Täglich kann ] Brief verschickt werden. Für 
jeden weiteren (maximal 3) Brief ist eine Fr- 
laubnis erforderlich. In diese Bestimmung 
eingeschlossen sind die Briefe an die Anwäl- 
te. Das TDC befindet sich in einem Vorort 
von Tokio. Obwohl Maruokas Mutter und ein- 
zige Schwester weit entfernt von Tokio leben, 
muß er jedesmal für den 30-minütigen Be- 
such um Erlaubnis fragen. Und das seit 12 Jah- 
ren. Gewöhnlich dauert der Besuch nur 15 Mi- 
nuten, und er darf nur eine/n Besucherln am 
Tag empfangen. Samstags und sonntags ist 
Besuch verboten, Im laufenden Jahr 1999 kam 
Maruoka beinahe jeden 3. Tag nicht aus der 
Linzelzelle heraus. Als Begründung wird ge- 
nannt, daß es sich um Wochenenden, natio- 
nale Feiertage handelt oder daß die zuständi- 
gen Beamten nicht anwesend sind. 


Wenn kein Gerichtstermin statt- 
findet, was gewöhnlich 1 oder 2 


mal im Monat ist, sieht der Tages- 
ablauf wie folgt aus : 


Man steht morgens um 7:00 auf und geht, 
wenn man möchte, um 21:00 ins Bett. Inner- 
halb von 10 stunden gibt es 3 Mahlzeiten, er- 
laubt sind 2 mal 5 Minuten Bewegungsübun- 
gen in der Zelle, und für etwa 10 Minuten 
kann man die Nachrichten von gestern (alte) 
hören. An den Verhandlungswegen wurde 
Maruoka, eskortiert von 2 Polizeiautos, zum 

serichtsgebäude in der Stadtmitte gebracht. 
Seit die TDC-Leitung sich sicher ist, daß es 
auf dem Weg zum Gericht keinen Befrei- 
ungsversuch der JRA geben wird, findet der 
Transport zum Gerichtsgebäude mit dem 
Knastbus statt. Dort hält Maruoka sich von 
8:00 morgens bis 17:00 nachmittags auf. Noch 
passt die [DC-Leitung auf, daß er im Bus kei- 
ne anderen gefangenen zu Gesicht bekommt, 
wobei er durch einen Vorhang (Trennwand) 
von den anderen Angeklagten getrennt wird. 
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In einer im Keller des Gerichtsgebäudes gele- 
genen Finzelzelle wartet er erst Stunden auf 
den Beginn seiner Verhandlung und dann wei- 
tere stunden auf die Rückfahrt. Um die Zeit 
totzuschlagen, liest er Bücher. 

Im Winter kann man 2mal wöchentlich ein 
15-minütiges Bad nehmen und im Sommer 3 
mal in der Woche. Man darf nur ] Handtuch 
und I Waschlappen benutzen und nur | 
Stück seife und 1 Flasche Shampoo bei sich 
haben. Maruoka benötigte 1 Jahr, bis er die 
Erlaubnis bekam, für seine empfindliche 
Kopfhaut eine Spülung benutzen zu dürfen. 
Man braucht Geduld, um was Neues im TDC 
durchzusetzen. 


Zu den einseitigen Mahlzeiten, 


die es 3x täglich gibt : 


Das Essen reicht zwar aus um nicht zu ver- 
hungern, aber es ist keine ausgewogene, ge- 
sunde Ernährung, sondern eine krankma- 
chende. Dieses Essen und der Bewegungs- 
mangel im Knast führen zu Fettleibigkeit. Es 
ist deshalb leicht, in 15 Monaten 10 Kilo zu- 
zunehmen. Seit im Sommer 97 in Japan eine 
Virusinfektion ausgebrochen ist, gibt es kei- 
nen frischen Salat mehr im Knast. Außerdem 
gibt es selten frische Früchte zum essen. 
Wenn man Geld hat, kann man sich z. B. im 
Winter Mandarinen und Orangen kaufen 
und seit dem Sommer 97 auch Birnen. Das 
war’s dann schon. Die Familienangehörigen 
und Freunde können etwas zu essen und auch 
frisches Obst schicken, aber nur über be- 
stimmte Geschäfte. Die TDC-Leitung ent- 
scheidet dabei, ohne Gründe zu nennen, wel- 
che Nahrungsmittel und welches Obst die 
Gefangenen von außerhalb erhalten dürfen. 


Kommunikation und Briefwechsel: 


Maruoka kann pro Tag einen Brief ver- 
schicken. Für jeden weiteren Brief (maximal 
3), den er verschicken will, benötigt er eine 
Genehmigung. Darin eingeschlossen sind 


Briefe an seine Anwälte. Er muß bei jedem 
Isxtra-Brief offenlegen, wem, unter welcher 
Anschrift und in welcher dringender Angele- 
genheit er schreiben will. Maruoka ist es nicht 
gestattet, die Zellennummer und andere 
Punkte zu nennen, die die TDC-Leitung für 
sicherheitsgefährdend hält. 


Der Prozess : 


Über 90 % der von der Staatsanwaltschaft an- 
geklagten werden schuldig gesprochen und 
erhalten eine hohe Haftstrafe. Maruokas Pro- 
zess begann im Okt. 1988 vorm 'Tokioter Be- 
zirksgerichtgericht und ist jetzt noch vorm 
obersten Gericht anhängig. Während dieser 
ganzen Zit ist er in Haft. In Japan werden nur 
wenige Urteile von Bezirksgerichten aufgeho- 
ben. Das oberste Gericht prüft nicht die Be- 
weise, sondern sieht sich nur die Verfahrens- 
akten an. Maruoka wurde aufgrund von „Zeu- 
genaussagen“, ohne objektivierbare Beweise 
wie Fingerabdrücke, Stimmvergleiche, Fotos, 
Zahnabdrücken, DNA-Analysen etc. schuldig 
gesprochen. Die Besatzung und Passagiere der 
entführten Maschine sagten gegen ihn aus, 
handfeste Beweise gegen ihn gibt es nicht. 
Das Gericht glaubte den Zeugenaussagen, 
die auf Erinnerungen basierten. 


Auszüge von Maruokas 
Rechtsanwalt : 


„Alles, was wir Anwälte vor dem Prozeß tun 
konnten, war, beim Untersuchungsgericht zu 
erscheinen.“ (Vor diesem Gericht erklärt der 
Staatsanwalt, warum der Angeklagte einge- 
sperrt werden muß, der Angeklagte macht sei- 
ne Position deutlich, und der Rechtsanwalt 
verteidigt seinen Klienten. In 10 von 10 fällen 
findet das Gericht die Argumente des Staats- 
anwaltes überzeugend. Maruoka konnte da 
das erste Mal seit seiner Verhaftung Freund- 
Innen und FinterstützerInnen sehen.) 

„Obwohl Maruoka schwieg und keine 
schriftlichen Aussagen machte, wurde er an- 
geklagt. Wir Anwälte hatten keine Möglich- 
keit, die Beweismittel des Staatsanwaltes an- 
zufechten“. ‚Wir konnten Maruoka nicht hel- 
fen, einen gemeinsamen Prozess mit Sensui 
zu erreichen, dem teilweise die selben taten 
zur Last gelegt wurden.“ „Der Prozeß begann 
mit der Chronologie der Ereignisse. Im Du- 
bai-Fall konnte das Flugzeug für das Verfah- 
ren nicht untersucht werden, da es auf dem 
libyschen Flughafen explodierte. Es gab kei- 
nen Untersuchungsbericht, keine Fotos, 
nichts. Der Fallbegann gleich mit keinem ein- 
zigen Beweis.“ 

„Es gab keine Identifizierung im Dubai- 
Fall. Wir hinterfragten die Zeugenaussagen, 
wie weit kann man dem menschlichen Ge- 
dächtnis vertrauen? „ 

„Wir hatten eine scharfe Auseinanderset- 
zung mit der Staatsanwaltschaft wegen ihrer 
Beweise, die von der Sicherheitspolizei prä- 
sentiert wurden. Die Sicherheitspolizei 
kämpfte hart dagegen an, ihre Quellen offen- 
legen zu müssen etc. Die Staatsanwaltschaft 
hatte deswegen eine Auseinandersetzung mit 


der Sicherheitspolizei. Diese befand sich in 
dieser Frage in einem Zwiespalt. Zwar woll- 
ten sie Beweise vorlegen, die Maruoka bela- 
sten, gleichzeitig wollten sie aber nicht ihre 
Karten offen auf den Tisch legen.“ 

„Während der Dacca-Operation befanden 
sich die Araber im Kriegszustand. Ich frage 
mich, ob die japanische Polizei berechtigt ist, 
sich in einen Krieg einzumischen, der irgend- 
wo stattfindet. Wie sieht die arabische Welt 
aus? Was ist der zentrale Streitpunkt? Diese 
frage ist nicht einfach zu beantworten. Folg- 
lich wäre es vielleicht besser, wenn Arafat 
selbst uns die Ziele des arabischen Kampfes 
erklären würde.“ „Uber das sogenannte Pass- 
gesetz können wir sagen, daß es vom willkür- 
lichen Urteil einer Handvoll Beamter der Si- 
cherheitspolizei oder des Außenministeriums 
abhängt, was als erforderlich angesehen wird. 
Ich möchte sagen, eine derartige Art der Ge- 
setzgebung ist ein schlechtes Gesetz“ (8. Dez. 
89, Kommentar — Auszug aus „Wer hat Angst 
vor der Sicherheitspolizei“, geschrieben von 
Maruoka) 

Die Staatsanwälte haben die Angewohn- 
heit, in dieser Art von politischen Fällen da- 
zu zu tendieren, den Anwälten der angeklag- 
ten Beweise sehr spät zu übergeben. In vielen 
Gelegenheiten erst wenige Tage vor der Ver- 
handlung. Somit schließen sie die Anwälte 
von einer angemessenen Vorbereitung aus. So 
geschieht es gerade in Nishikawas Fall. Die 
Gesuche der Anwälte an die Richter stoßen 
bei diesen auf taube Ohren. 


Die Todeszelle : 


Politische Gefangene, die zum Tode verurteilt 
wurden, sind in Einzelhaft („Suizidzelle“). 
Sie werden rund um die Uhr TV-überwacht, 
das Licht ist immer an, Besuche und Schrift- 
wechsel ist nur mit der Familie erlaubt. In ei- 
nigen Fällen hat die 'TDC-Leitung sogar Be- 
suche einer Adoptivmutter und Adopti- 
vschwester abgelehnt, ohne dafür Gründe zu 
nennen. Die Gefangenen können nur eine/n 
BesucherIn am Tag bekommen. Briefwechsel 
mit anderen (draußen) ist nur über Famili- 
enmitglieder möglich. 

Generell sind psychisch kranke (ärztlich 
diagnostiziert) Insassen nicht ausgeschlossen 
von einer Hinrichtung, die durch Erhängen 
geschieht. Es gibt in Japan fast Gefangene in 
der Todeszelle. Nicht mal Parlamentarier kön- 
nen die Exekutionsräume aufsuchen. Ob- 
wohl das Gesetz genau festlegt: „die Stellung 
von Insassen der Todeszellen ist die gleiche 
wie die des Verdächtigen vor Gericht“, sieht 
die Realität ganz anders aus. Gefangene in der 
Todeszelle erfahren eine völlig andere Be- 
handlung. Siehe z. B. die schon erwähnten Re- 
striktionen bei Besuchen und Briefen. 

Der gegenwärtige Justizminister, Mr. Naka- 
mura, exekutierte 3 Menschen und unter- 
schrieb weitere Hinrichtungsbefehle am sel- 
ben Tag, als ein Zusammenschluss von Parla- 
mentariern zur Beendigung von Hinrichtun- 
gen ihn besuchte und um Milde bat. Sie be- 
suchten ihn 2 Wochen, nachdem die UN- 
Menschenrechtskommission Feststellungen 


des japanischen Regierungsberichts zur Si- 
tuation der Menschenrechte in Japan im all- 
gemeinen und insbesondere in den Gefäng- 
nissen thematisierte. Der Justizminister pran- 
gerte wiederholt Rechtsanwälte an, die 
„berüchtigte kriminelle und Terroristen“ ver- 
teidigen. Sie würden Gerichtsverfahren 
unnötigin die Länge ziehen, Steuergelder ver- 
schwenden und die Hinterbliebenen von Op- 
fern quälen. Er hätte besser die Büros derer, 
die in Polizei und Staatsanwaltschaft Einfluß 
haben, überprüft. Für ihre Unfähigkeit, hand- 
feste Beweise zu übergeben und das Justizsy- 
stem zu reformieren. 
In Japan werden Hinrichtungen geheimge- 
halten. Die Familie und Massenmedien wer- 
den nach der Hinrichtung von der Gefäng- 
nisleitung informiert. Die Insassen der To- 
deszellen bekommen es am letzten Tag ge- 
sagt. Es gibt Fälle, in denen den Familien oder 
Freunden die Asche des / der Hingerichteten 
zugeschickt wurde, nicht die Leiche. Wir fra- 
gen uns, warum wird das gemacht? Warum 
werden Leichen verbrannt, ohne vorher die 
Zustimmung der Familien oder Freunde ein- 
geholt zu habenDdie’Todeszelleninsassen zit- 
tern jeden Morgen, denn sie fürchten, daß des 
Schließers Schritte gerade vor ihrer Zelle halt 
machen. Das bedeutet, es ist ihr letzter Tag. 


Dies dauert 8 bis 10 Jahre 


Zuletzt möchten wir eure Aufmerksamkeit 
auf die gegenwärtig in Japan stattfindenden 
Angriffe der Massenmedien gegen fort- 
schrittliche, auf die Einhaltung der Men- 
schenrechte orientierte Anwälte lenken. Die 
Anklagebehörde ist voller Elan dabei, solche 
Anwälte wegen Behinderung von Prozessen 
anzuklagen. In Wirklichkeit ist die Polizeiund 
eine sehr korrupte Oberschicht, wie die re- 
gierenden Parteien, für wiederholte Verfeh- 
lungen verantwortlich, sie belasten unschul- 
dige Bürger, damit diese punkte bekommen, 
um verhaftet zu werden. Manchmal, um ihre 
eigenen Fehler zu verdecken. Folglich können 
wir keinen gerechten Prozess für Ahmad Oka- 
moto erwarten, sollte er nach Japan ausgelie- 
fert werden. Er wird mit der Todesstrafe kon- 
frontiert sein, ohne daß ein handfester Beweis 
gegen ihn vorliegt. Hat die japanische Polizei 
das Recht, Ahmad Okamoto anzuklagen, daß 
er für die arabische Sache und die Befreiung 
Palästinas kämpfte? Die japanische Polizei 
würde nicht mal den Versuch des Nachweises, 
welche Kugeln vor 27 Jahren im besetzten 
Flughafen von Lydda die Menschen ermor- 
deten, unternehmen. (Oder : wessen kugeln 
vor 27 Jahren im besetzten Flughafen für den 
Tod der Opfer, die von der israelischen Grenz- 
polizei niedergemetzelt wurden, verantwort- 
lich waren.) Es ist ihnen egal, daß die Tatsa- 
chen für sich sprechen. 

PS : Kannst du eine Blume für Oleed Ya- 
mada vom Pigeon Felsen werfen? Oleed starb 
im Februar 1972 beim Schwimmtraining für 
die Iydda-operation. sein Auftrag wurde von 
Ahmad Okamoto übernommen. Oleed Ya- 
mada ist ein unbekannter Soldat der japani- 
schen Roten Armee, an den wir erinnern wol- 
len. Übersetzung und Bearbeitung; cl, as 
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Gefangenenhilfsorganisation aus Acapulco, Guerrero, Mexiko 


Wir haben noch nicht die Stärke, 
die Regierung offen anzugreifen 


Das folgende Interview mit Virginia Montes 
Gonzälez vom „Zivilen Bündnis 27. Februar”, 
der Gefangenenhilfsorganisation aus Acapul- 
co, Guerrero, entnahmen wir der Zeitung 


Land und Freiheit. 


Land und Freiheit: Um welche Gefangenen 
kümmert Ihr Euch? 

Virginia Montes: Um Gefangene der „Cam- 
pesino-Organisation der Sierra des Südens” 
(OCSS), aus der Bewegung des 6. März, aus 
der Campesino-Indigenen- -Koordination 
von Ayutla de los Libres und auch um Ge- 
fangene unserer eigenen Organisation. 


Sind auch Gefangene der EPR und der ERPI 
darunter? 

Unsere Genossen werden beschuldigt, Mit- 
glieder dieser Organisationen zu sein. Die 
Regierung hat das aber nie beweisen können. 
Nach den beiden Massakern in Guerrero — 
das von Aguas Blancas 1995 und das von El 
Charco von 1998 — wurden um die 20 Leute 
festgenommen. Von den Aguas-Blancas-Ge- 
fangenen haben wir zehn frei bekommen, ei- 
ner sitzt noch, von El Charco sitzen noch 
neun, darunter ein Minderjähriger. Insge- 
samt gibt es 43 politische Gefangene in 
Guerrero. 


Welcher Art von Repression ist Eure Organi- 
sation ausgesetzt? 

Unsere Genossen — und auch die anderer Or- 
ganisationen — werden sowohl an ihrem Ar- 
beitsplatz als auch zuhause bedroht. Wir 
werden rund um die Uhr überwacht. Wenn 
wir auf die Straße gehen, warten dort schon 
Personen, die uns verfolgen. Es kommt auch 
vor, daß die Sicherheitskräfte bei uns vorbei- 
kommen, uns direkt bedrohen und schlagen. 
Auf unseren Demonstrationen müssen wir 
unsere Funktionsträger sehr gut schützen, 
sonst greifen sie sie einfach ab.Aber es gibt 
auch noch eine andere Form der Repression: 
Sie sorgen zum Beispiel dafür, daß Du Dei- 
nen Arbeitsplatz verlierst oder gar nicht erst 
einen bekommst. Sie sprechen mit den Ar- 
beitgebern. Und dann sind da auch noch die 
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Woher nehmen die Leute die Kraft, trotzdem 
zu kämpfen? 
Wir wollen das alte System nicht mehr. Die 
Lage der Bevölkerung wird jeden Tag 
schlechter. Jetzt wollen sie zum Beispiel die 
Hlektrizitätswerke und die Wasserwerke pri- 
vatisieren. Die Banken sind schon privati- 
siert. Deshalb kämpfen wir. 


Wie ist Euer Verhältnis zum Kampf in Chia- 
pas? 

Ich weiß nicht so viel über Chiapas, aber es 
ist derselbe Klassenkampf wie in Guerrero, 
Oaxaca, Morelos, Hidalgo und so weiter. Ich 
würde sagen, die Beziehungen nach Chiapas 
sind nicht gut, aber auch nicht schlecht. Sie 
haben ihr Gebiet, in dem sie kämpfen, und 
wir haben unseres. 


Warum sind die Beziehungen nicht gut? 

Wir haben verschiedene Arbeitsweisen. Wir 
sind keine Feinde, aber wir koordinieren uns 
auch nicht untereinander. Es sind getrennte 
Organisationen. In Chiapas kämpfen sie für 
ihre Ideen, sie haben ihren Aufstand früher 
als wir gemacht, sie hatten sicher auch mehr 
Aufbauarbeit zu leisten. Wir befinden uns 
heute noch im Wachstumsprozeß, wir haben 
noch nicht die Stärke, um die Regierung of- 
fen anzugreifen, einen Kampf zu beginnen, 
den wir dann 
auch wirklich zu- 
ende führen, der 
uns eine Pause 
vom Kapitalis- 
mus verschafft. 


Chiapas be- 
kommt viel Soli- 
darität, sowohl 
innerhalb Mexi- 
kos als auch in- 
ternational. 
Fühlen die Leute 
in Guerrero sich 
manchmal ver- 
gessen? 


Ja. Wir haben 
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fühl, daß die internationale Gemeinschaft 
sagt: „Es geht vor allem um Chiapas“. Der 
Kampf dort ist sicher gut und wird aus gut- 
en Gründen geführt. Vielleicht ist dieser 
Bundesstaat auch tatsächlich noch mehr 
ausgebeutet worden als Guerrero. Aber bei 
uns gibt es eben auch viel Ausbeutung und 
Unterdrückung. Vi Vielleicht sind wir für die in- 
ternationale Gemeinschaft nicht so attrak- 
tiv. Wahrscheinlich, weil wir weniger Tote ha- 
ben. Aber es geht ja auch nicht nur um Guer- 
rero: Oaxaca, Morelos, Sonora - in vielen 
Bundesstaaten wird für dasselbe Ziel 


gekämpft. 


Welche Form von Unterstützung würdet Ihr 
Euch von der internationalen Solidarität wün- 
schen? 

Wir bitten Euch vor allem, daß Ihr für den 
Konflikt in Guerrero Öffentlichkeit schafft. 
Und dann - wir wollen keine Opportunisten 
sein, aber wir wissen, daßder Lebensstandard 
in Europa sehr viel höher ist als bei uns - al- 
so, es wäre gut, wenn Ihr uns zum Beispiel 
mit Kursen über die Menschenrechte unter- 
stützen könntet oder beim Aufbau einer In- 
frastruktur, die es uns ermöglicht, den Kon- 
flikt bekannter zu machen. Computer und 
Internet zum Beispiel sind für uns uner- 
schwinglich. 


Febr. 99: tägliche Mahnwache seit Juni > 
ragen r deren Freiheit vor de 
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